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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

die Digitalisierung ist eine der großen Chancen und 
Herausforderungen unserer Zeit. Das betriŏ   jeden 
einzelnen Bürger in Deutschland, unsere Unterneh-
men und auch die Regierungen und Verwaltungen. 
Wie sich die Bundesregierung in der 19. Legislatur-
periode zum Thema Digitalisierung aufstellt und mit 
welchem AufgabenzuschniƩ  sie in der Verwaltung 
die gesteckten Ziele umsetzen sollte, wird daher in 
der Öff entlichkeit breit diskuƟ ert. Mit der vorliegen-
den Ausarbeitung wollen die Autoren Gedankenstö-
ße eben dazu geben. Sie haben hierfür einen Blick 
in die derzeiƟ gen CIO- und CDO-OrganisaƟ onen von 
Verwaltungen und Unternehmen geworfen und da-
raus Folgerungen gezogen, was im Hinblick auf den 
AufgabenzuschniƩ  bei den verschiedenen möglichen 
Modellen, wie der Schaff ung eines neuen Bundesmi-
nisteriums für Digitalisierung oder der Ernennung 
eines Staatsministers für Digitalisierung, zu berück-
sichƟ gen ist. 

Unser ganz besonderer Dank gilt dabei den Experten 
aus diesen OrganisaƟ onen, die in Form von Inter-
views und mit wertvollen Hinweisen ihre Erfahrun-
gen eingebracht haben, Hartmut Beuß (BeauŌ ragter 
der Landesregierung NRW für InformaƟ onstechnik), 
MaƩ hias Bongarth, (GeschäŌ sführer Landesbetrieb 
Daten und InformaƟ on, Rheinland-Pfalz), Marco 
Brunzel (Leiter Digitale Modellregion, Metropolre-
gion Rhein-Neckar), Ines Fiedler (Vorständin des IT-
Dienstleistungszentrum, Berlin), René Keller (Chief 
InformaƟ on Offi  cer Private, Wealth & Commer-

cial Clients der Deutschen Bank), Dr. Ralf Kleindiek 
(Staatssekretär im Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend), Peter Knapp, (Chief 
InformaƟ on Offi  cer der Samson AG), Dr. Alfred Kran-
stedt (Direktor des InformaƟ onstechnikzentrum 
Bund), Stefan Krebs (BeauŌ ragter der Landesregie-
rung für InformaƟ onstechnologie und Chief Digital 
Offi  cer des Landes Baden-WürƩ emberg), Katrin Lan-
ge (Staatssekretärin im Ministerium des Innern und 
für Kommunales des Landes Brandenburg), Peter 
Leukert (Chief InformaƟ on Offi  cer der Deutschen Te-
lekom), Henning Lühr (Staatsrat und Chief InformaƟ -
on Offi  cer der Freien Hansestadt Bremen), Andreas 
Pelzner (Vorstandsvorsitzender der Datenzentrale 
Baden-WürƩ emberg), Dr. Kay Ruge (Beigeordneter 
des Deutschen Landkreistags), OƩ o Schell (DSAG 
e.V.), Sabine Smentek (Staatssekretärin für Informa-
Ɵ ons- und KommunikaƟ onstechnik (CIO) des Landes 
Berlin), Dorothea Störr-RiƩ er (BeauŌ ragte des NaƟ -
onalen Normenkontrollrats für E-Government), Sven 
Thomsen (Chief InformaƟ on Offi  cer (CIO) des Landes 
Schleswig-Holstein). 

Wir wünschen Ihnen eine erkenntnisreiche Lektüre!

Hans Bernhard Beus
Staatssekretär a.D. und 
ehem. IT-BeauŌ ragter der 
Bundesregierung

Cornelia Rogall-Grothe
Staatssekretärin a. D. und 
ehem. IT-BeauŌ ragte der 
Bundesregierung
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Management Summary

Die digitale TransformaƟ on von WirtschaŌ , Staat 
und GesellschaŌ  ist in vollem Gange und domi-

niert die poliƟ sche Diskussion. PoliƟ k und Verwal-
tung stehen vor der Herausforderung, zum einen die 
Rahmenbedingungen für die digitale TransformaƟ on 
von WirtschaŌ  und GesellschaŌ  zu gestalten und 
zum anderen die Chancen der Digitalisierung für die 
Staats- und Verwaltungsmodernisierung zu nutzen. 
Neben der Frage, welcher inhaltlichen Gestaltung 
die Digitalisierung bedarf – regulatorische Maßnah-
men, InvesƟ Ɵ onsprogramme und Verwaltungsre-
formprojekte –, ist off en, in welchen Arrangements 
die grundlegenden Veränderungen erfolgreich ge-
staltet werden können. Die mühevollen Prozesse der 
RessortabsƟ mmung verschaŏ  en der Digitalisierung 
bislang weder die notwendige poliƟ sche Aufmerk-
samkeit, noch waren sie geeignet, um die Kohärenz 
der Einzelmaßnahmen der Ressorts herzustellen. 
Auch die weitgehend etablierte Rolle des Chief Infor-
maƟ on Offi  cer (CIO) konnte die entstandene Lücke 
nur in Teilen füllen. 

Als ReakƟ on auf diese strategische Untersteuerung 
wurden in den letzten Jahren im Bund und in meh-
reren Ländern neue Steuerungsarrangements etab-
liert. Auf Bundesebene koordinieren seit dem Som-
mer 2014 drei Kernressorts der Digitalen Agenda 
die Umsetzung und Fortentwicklung der Digitalen 
Agenda im Ressortkreis. Eine ähnliche AuŌ eilung 
auf drei Ressorts wurde nach der letzten Abgeord-
netenhauswahl in Berlin gewählt. Einige Länder ha-
ben zur ressortübergreifenden KoordinaƟ on ein sog. 
DigitalisierungskabineƩ  eingerichtet. Andere haben 
ein „X-, Y- und Digitalisierungsministerium“ einge-
richtet, das Digitalisierung als ein PoliƟ kfeld neben 
weiteren im Titel führt. Dabei fallen die Verantwor-
tung für Digitalisierung einerseits und E-Government 
sowie IT andererseits teilweise zusammen, teilwei-
se sind sie getrennt. In Baden-WürƩ emberg wurde 
der CIO gleichzeiƟ g zum Koordinator der Digitali-
sierung als Chief Digital Offi  cer (CDO) ernannt. Die 
CDO-Rolle ist in den meisten Ländern bislang nicht 
eindeuƟ g etabliert und insƟ tuƟ onalisiert, wird al-
lerdings in manchen Ländern zumindest teilweise 
aus der Staatskanzlei wahrgenommen. CDOs in der 
WirtschaŌ  treiben in den Unternehmen die Digitali-
sierung aus einer prozess- und geschäŌ sgetriebenen 
PerspekƟ ve voran, greifen technologische Potenziale 
auf und stoßen TransformaƟ onsprozesse im gesam-
ten Unternehmen an. In dieser Form hat sich eine 

entsprechende Rolle in der Verwaltung bislang nicht 
herausgebildet. Dadurch konnten InnovaƟ onspoten-
ziale bisher nicht ausreichend gehoben werden und 
es bleibt ungewiss, wie das GeschäŌ smodell der Ver-
waltung im digitalen Zeitalter aussieht. 

Parallel zu den KoordinaƟ onsstrukturen für die Di-
gitalisierung wurde im Bund und in einigen Ländern 
die CIO-Rolle geschärŌ , mit klaren kodifi zierten Ent-
scheidungsstrukturen und -prozessen zum Architek-
tur- und Porƞ olio-Management, zur IT-Standardisie-
rung und -Konsolidierung und zum IT-Budget. Zwar 
sind die CIO-Rollenprofi le im Bund und in den Län-
dern noch immer sehr unterschiedlich, aber es sind 
dennoch inhaltliche FortschriƩ e erzielt worden: On-
linezugangsgesetz (OZG), Digitalisierungsprogramm 
und Portalverbund sowie die IT-Konsolidierung im 
Bund sind auf einem guten Weg, müssen allerdings 
in der anstehenden Legislaturperiode auch konse-
quent umgesetzt werden. 

Im Rahmen des Bundestagswahlkampfes fordern na-
hezu alle Parteien größere Aufmerksamkeit und eine 
stärkere Koordinierung der Digitalisierungsbemü-
hungen. Im Vordergrund stehen dabei das Modell 
eines Staatsministers für Digitalisierung und alter-
naƟ v dazu das eines Digitalisierungsministeriums. In 
welchem Verhältnis die Rolle des Chief InformaƟ on 
Offi  cer dazu steht und wie die Modelle im Kontext 
von Ressortprinzip und Föderalismus ausgestaltet 
werden könnten, ist bislang weitestgehend unklar.

Bausteine moderner Steuerung von Digitalisierung 
und IT
Im Rahmen dieser Studie werden die unterschied-
lichen Steuerungsarrangements analysiert und die 
beiden in der poliƟ schen Diskussion am intensivsten 
geforderten Modelle – ein Staatsminister für Digita-
lisierung und ein Digitalisierungsministerium – näher 
betrachtet. Insgesamt zeigt sich, dass beide Modelle 
eine große SchniƩ menge haben und für die nächs-
te Legislaturperiode modellunabhängige Weichen-
stellungen notwendig sind, damit die Digitalisierung 
gelingt. Unabhängig davon, ob es ein Digitalisie-
rungsministerium oder einen Staatsminister für Di-
gitalisierung geben wird, wird der Bedarf für einen 
Chief Digital Offi  cer deutlich, der sich der digitalen 
TransformaƟ on der Verwaltung mit gleichem Stellen-
wert neben der Digitalisierung von WirtschaŌ  und 
GesellschaŌ  annimmt, ihr poliƟ sches Gesicht und 
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Gewicht verleiht, VerwaltungsinnovaƟ on vorantreibt 
und das GeschäŌ smodell der Verwaltung mit Blick 
auf die technischen und gesellschaŌ lichen Potenzi-
ale der Digitalisierung modernisiert. Hierfür braucht 
der CDO in seiner OrganisaƟ on einen eigenen Stra-
tegie-Bereich sowie einen Bereich für die Koordi-
nierung der Digitalisierungsvorhaben der Ressorts. 
Damit tatsächlich InnovaƟ onen angestoßen und 
befördert werden können, wäre es zudem sinnvoll, 
InnovaƟ onslabore für die Verwaltung zu schaff en, 
die außerhalb der RegelorganisaƟ on in enger Zusam-
menarbeit mit Forschungseinrichtungen Potenziale 
neuer Technologien erschließen, neue Konzepte und 
Technologien auf Aufgaben und Prozesse im öff entli-
chen Sektor beziehen, GeschäŌ smodelle und Facht-
hemen neu denken und Prototypen entwickeln, tes-
ten und evaluieren. Neben einem CDO ist weiterhin 
ein Vollzeit-Chief InformaƟ on Offi  cer sinnvoll, wie 
er auf Bundesebene bereits etabliert ist, der die IT-
Plaƪ  orm bereitstellt und weiterentwickelt sowie die 
Digitalisierung der Verwaltung umsetzt. Dieser stellt 
den Ressorts einen KooperaƟ onsbaukasten und Pro-
jektleiter für die Umsetzung von Digitalisierungsvor-
haben für föderales E-Government bereit und berät 
bei Regulierungsvorhaben von Beginn an mit Me-
thoden zur vollzugssensiblen Regulierung und Voll-
zugsplanung. Der CIO managt zudem die Architektur 
von Bundes- und föderaler IT, steuert das IT Gesamt-
Porƞ olio und entwickelt mit den Ressorts und dem 
IT-Planungsrat ein gemeinsames Verständnis einer 
Aufgabenverteilung für die Digitalisierung der Ver-
waltung und den IT-Betrieb. Kurz gesagt: Während 
der CDO Vordenker und Promotor ist, ist der CIO Ge-
stalter und Umsetzer.

Die Digitalisierung ist ein solch grundlegender und 
weitreichender Wandel, dass die Verwaltung ihn nur 
gemeinsam mit allen Behörden ressort- und ebe-
nenübergreifend bewälƟ gen kann. Demnach sollten 
nicht jegliche Digitalisierungskompetenzen aus den 
Ressorts herausgelöst, sondern das richƟ ge Maß von 
KoordinaƟ on und Unterstützung ermöglicht werden. 
Ein eigenständiger Bereich in jedem Ressort kann die 
Fachbereiche des eigenen Hauses inhaltlich abho-
len, indem er bspw. die fachliche Übersetzungsleis-

tung erbringt, und als Promotor im Haus den Wandel 
gestaltet. Als Gremium für die ressortübergreifende 
KoordinaƟ on des Bundes wäre ein KabineƩ saus-
schuss für Digitalisierung hilfreich. Auf Staatssekre-
tärsebene koordiniert der Staatssekretärsausschuss 
Digitale Verwaltung unter gemeinsamer Leitung von 
CDO und CIO die Ressortvorhaben und der IT-Rat des 
CIO den IT-Einsatz. Im Parlament begleitet, befeuert 
und kontrolliert ein federführender Ausschuss für Di-
gitalisierung die Digitalisierung der ExekuƟ ve.

Damit CIO und CDO eine hohe Wirkung erzielen 
können, brauchen beide eine entsprechende Budge-
tausstaƩ ung. Der CDO könnte über ein InnovaƟ ons- 
und Digitalisierungsbudget verfügen, über dessen 
Verwendung zumindest teilweise der KabineƩ saus-
schuss mitentscheiden kann, um Anreize für die Res-
sorts zu setzen. Er sollte zudem über ein Vetorecht 
verfügen, um in begründeten Fällen Vorhaben der 
Ressorts zu unterbinden, die der Gesamtstrategie 
zuwiderlaufen. Der CIO verantwortet das IT-Budget, 
das sich aus dem IT-Gesamtbudget des Bundes und 
dem IT-Budget für die föderale IT und digitale Infra-
strukturen zusammensetzt. 

CDO und CIO verantworten gemeinsam das Porƞ o-
liomanagement der digitalen Verwaltung. Der CDO 
verantwortet das InnovaƟ onsporƞ olio. Bewähren 
sich die Ansätze der InnovaƟ onslabore und erlangen 
Projektreife, werden Projektvorschläge erarbeitet, 
die einen gemeinsamen Filter von CIO und zustän-
digem Fachressort durchlaufen. In diesem Rahmen 
werden sie verworfen, weiterentwickelt oder in das 
Projekt-Porƞ olio des CIO aufgenommen werden, der 
fachspezifi sche Projekte in gemeinsamer Federfüh-
rung mit dem zuständigen Ressort umsetzt. Darüber 
hinaus verantwortet der CIO das IT-Porƞ olio der Ver-
waltung.

Diese grundsätzlichen Weichenstellungen sind mo-
dellunabhängig zu empfehlen und lassen sich sowohl 
im Rahmen eines Digitalisierungsministeriums als 
auch mit einem Staatsminister für Digitalisierung – 
wenn auch in Teilen unterschiedlich gut – umsetzen. 
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Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?

Digitalisierungsministerium
Ein Digitalisierungsministerium kann dann sinnvoll 
wirken, wenn es die Digitalisierung der Verwaltung 
als gleichberechƟ gte Aufgabe eines Chief Digital Of-
fi cer neben der Digitalisierung von WirtschaŌ  und 
GesellschaŌ  sowie die IT-Steuerung der Verwaltung 
als Aufgabe des Chief InformaƟ on Offi  cer umfasst. 
Sowohl für den CIO als auch den CDO ist der Rang 
eines Staatssekretärs zu empfehlen. Für ein eff ekƟ -
ves föderales Zusammenwirken wäre zudem eine 
Digitalministerkonferenz förderlich. Ein Digitalisie-
rungsministerium würde nur in Teilen einem klassi-
schen Ministerium mit zahlreichen Fachabteilungen 
entsprechen. Vielmehr wäre es eine stärker projekt-
orienƟ erte OrganisaƟ on, mit agilen nachgelagerten 
InnovaƟ onslaboren und Digital Hubs sowie dem BSI, 
dem ITZBund und auch „Fach-Digitalisierungsorgani-
saƟ onen“. Darüber hinaus wäre es sinnvoll, Bereiche, 
die aktuell Bestandteile des Bundesministeriums des 
Innern (insb. CIO-Bund, IT-Sicherheit, Datenschutz) 
und des Bundesministeriums für WirtschaŌ  und 
Energie sind (insb. Digital- und InnovaƟ onspoliƟ k) 
sowie den Bereich Digitale Infrastruktur/Breitband, 
in das Digitalisierungsministerium zu integrieren. 

Wird das Digitalisierungsministerium mit einer wei-
teren Agenda zusammengeführt (X- und Digitalisie-
rungsministerium), sind mehrere KonstellaƟ onen 
denkbar. Naheliegend ist die KombinaƟ on mit dem 
Innenressort, dem bereits heute der Bundes-CIO 
zugeordnet ist. Die CIO-OrganisaƟ on würde um die 
genannten Aufgabenbereiche ergänzt, was sich auf-
grund des engen Zusammenhangs zu den Themen 
Verwaltungsmodernisierung, OrganisaƟ on und Per-
sonal sowie IT-Sicherheit und Datenschutz insbeson-
dere für die Digitalisierung der Verwaltung anbietet. 
Eine weitere KombinaƟ onsmöglichkeit wäre die 
Zuordnung in einem Ministerium der Finanzen und 
Digitalisierung. Die KompaƟ bilität der CIO-Rolle im 
Finanzministerium ist in mehreren Ländern erprobt 
und bietet sich aufgrund der engen Anbindung an 
den Haushalt an. Ein Digitalisierungsministerium 
sollte jedoch nicht aus koaliƟ onsarithmeƟ schen oder 
sonsƟ gen Überlegungen mit einem eher wesens-
fremden Ressort mit zahlreichen weiteren PoliƟ kfel-
dern kombiniert werden.

Grundsätzliche Vorbehalte gegen ein X- und Digita-
lisierungsministerium sind, dass der Minister sich 
nicht mit voller Aufmerksamkeit der Digitalisierung 

widmen kann, weil das Fachthema („X-„) eher den 
größeren Teil der Aufmerksamkeit absorbieren dürf-
te. Darüber hinaus würde ein X- und Digitalisierungs-
ministerium aus der PerspekƟ ve der übrigen Res-
sorts primär als X-Ministerium wahrgenommen, das 
sich als fremdes Fachressort in die eigenen Belange 
einmischt, wobei dies – zumindest in abgeschwäch-
ter Form – auch für ein reines Digitalisierungsminis-
terium gelten dürŌ e.

Staatsminister für Digitalisierung
Ein Staatsminister kann die Digitalisierung von Wirt-
schaŌ , GesellschaŌ  und Verwaltung insgesamt nur 
vorantreiben und koordinieren, wenn er den dafür 
notwendigen organisatorischen Unterbau hat. Dies 
ist bei Staatsministern nicht ohne weiteres gegeben, 
da sie als parlamentarische Staatssekretäre eher 
lose in die Ministerialverwaltung eingebunden sind. 
Von Vorteil wäre daher, wenn ein CDO als beamteter 
Staatssekretär oder – besser noch – zum Bundesmi-
nister für besondere Aufgaben ernannt wird. Dies 
würde einen Platz am KabineƩ sƟ sch sicherstellen 
und die ausreichende Kapazität und Einbindung in 
die ExekuƟ ve, da der CDO keine Teilzeit-Rolle mit Re-
präsentaƟ onscharakter sein darf. 

Grundsätzlich ist das Bundeskanzleramt für die Koor-
dinierung der Digitalisierungsvorhaben der Ressorts 
aufgrund seiner Richtlinienkompetenz und seiner Or-
ganisaƟ onsstruktur mit den Spiegelreferaten gut ge-
eignet. Allerdings sind ein solch umfassendes Aufga-
benporƞ olio und die dafür notwendige OrganisaƟ on 
im Bundeskanzleramt eher unüblich. Nur in wenigen 
Ausnahmefällen – beispielsweise der Kulturstaatsmi-
nisterin – verfügen Staatsminister im Bundeskanzler-
amt über einen nennenswerten organisatorischen 
Unterbau und erzielen größere poliƟ sche Wirkung. 
Dies wäre für einen wirkungsvollen Staatsminister 
für Digitalisierung ebenfalls notwendig. Ein Chief Di-
gital Offi  cer könnte alternaƟ v einem Fachressort zu-
geordnet werden, dem nicht der CIO angehört – es 
wird davon ausgegangen, dass die CIO-Rolle in die-
sem Modell weitestgehend in der aktuellen Ausge-
staltung fortbesteht. Er häƩ e dann allerdings nicht 
die WirkungskraŌ  und Richtlinienkompetenz des 
Bundeskanzleramts im Rücken. Zudem müssten CDO 
und CIO die Digitalisierung der Verwaltung über die 
Grenze zwischen zwei Fachressorts hinweg und ge-
meinsam zwischen allen Ressorts koordinieren, was 
zahlreiche SchniƩ stellen zur Folge häƩ e.
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Gesamteinschätzung
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass beide 
Modelle – das Digitalministerium sowie der Staats-
minister –, sofern richƟ g gestaltet, grundsätzlich ge-
eignet sind, um die Digitalisierung von WirtschaŌ , 
GesellschaŌ  und Verwaltung insgesamt zu steuern 
und zu koordinieren. Neben strukturellen Merkma-
len, die dabei jeweils zu beachten sind, sind insbe-
sondere die AbsƟ mmungs- und Steuerungsprozesse 
bedeutsam. Beide Modelle weisen gewisse Vorzüge 
auf, haben gleichzeiƟ g aber auch Nachteile: So ver-
schaŏ   ein Digitalisierungsministerium dem Thema 
ministeriale Aufmerksamkeit, legt eine enge Ach-
se zwischen CDO und CIO für eine abgesƟ mmte 
DigitalisierungspoliƟ k an und schaŏ   eine einzige 
SchniƩ stelle zwischen einem Ministerium als An-
sprechpartner der Fachressorts für Digitalisierung. 
Ein Chief Digital Offi  cer im Bundeskanzleramt ver-
fügt hingegen bei Bedarf über die Richtlinienkom-
petenz des Hauses und die eingeübten Strukturen 
der RessortkoordinaƟ on des Bundeskanzleramtes. 
Allerdings muss einem CDO im Bundeskanzleramt 
der für das Haus eher untypische administraƟ ve Un-
terbau mitgegeben werden, um tatsächlich Wirkung 
enƞ alten zu können. Vor diesem Hintergrund scheint 
ein ähnlich umfassendes Aufgabenporƞ olio, wie es 
ein Digitalisierungsministerium aufweisen könnte, 
für einen Chief Digital Offi  cer im Bundeskanzler-
amt systemfremd und schwer vorstellbar, u.a. weil 

6

GesetzesiniƟ aƟ ven typischerweise nicht aus dem 
Bundeskanzleramt kommen. Von den betrachteten 
Modellvarianten ist die AuŌ eilung des CDO und des 
CIO auf zwei Fachressorts am kriƟ schsten zu sehen. 
Dem Thema mangelt es damit voraussichtlich an po-
liƟ scher Priorität, verbindlicher DurchsetzungskraŌ  
und notwendiger KoordinaƟ on. Ebenso scheint eine 
Personalunion von CDO und CIO auf Bundesebene 
nur schwer leistbar, zumal beide Rollen – der CDO 
als Enabler, Treiber und Promotor, der CIO mit einer 
stärker steuernden FunkƟ on und weitergehenden 
Eingriff smöglichkeiten – sich gegenseiƟ g zu sehr be-
einträchƟ gen könnten.

Methodische Vorgehensweise
Im Rahmen dieser Studie wurden 20 Interviews mit 
CIOs und CDOs aus PoliƟ k, Verwaltung und Wirt-
schaŌ  sowie Fachverantwortlichen geführt. Dabei 
wurden sowohl die empirische Entwicklung als auch 
die Einschätzungen der Interviewten erhoben, in 
welchen Arrangements die Steuerung von Digita-
lisierung und IT gelingen kann. Die etwa einstündi-
gen, strukturierten Interviews wurden transkribiert, 
kodiert und analysiert. Die Aussagen sind verdichtet 
in die empirischen sowie normaƟ ven Ergebnisse ein-
gegangen. Darüber hinaus wurden poliƟ sche Doku-
mente (bspw. Wahlprogramme) und Strategiedoku-
mente (Digitalisierungsstrategien und -programme) 
ausgewertet.
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1 Einleitung

Digitalisierung ist das Thema der Stunde. Die tech-
nologischen Trends und InnovaƟ onen der letzten 

Jahre häƩ en sich noch vor zwanzig Jahren wie wilde 
Fantasien von Futuristen angehört und überfordern 
selbst heute das Vorstellungsvermögen vieler Men-
schen: Die Analyse und Nutzung großer Datenmen-
gen (Big Data) ermöglicht selbstlernende Maschinen 
(machine-learning), die als Chatbots mit Menschen 
kommunizieren, ohne zu off enbaren, dass am ande-
ren Ende eine Maschine staƩ  eines Menschen „sitzt“ 
(Hill, Randolph Ford, & Farreras, 2015). Eigene Wäh-
rungen ohne NaƟ onalstaat und Notenbank werden 
auf Basis von Distributed Ledger kreiert (Iwamura, 
Kitamura, Matsumoto, & Saito, 2014). Unbemann-
te LuŌ fahrzeuge, wie Drohnen, können miƩ lerweile 
im Elektrohandel von jedermann gekauŌ  werden, 
um als Landwirt das Wachstum der eigenen Ernte 
zu beobachten und anhand dessen die Düngemit-
telmenge und Bewässerung anzupassen oder als 
Bauunternehmen Grundstücke zu vermessen (Tri-
picchio, Satler, Dabisias, Ruff aldi, & Avizzano, 2015). 
Menschen laufen mit den Augen auf ihre Smartpho-
nes gebannt durch die Stadt und sehen eine erwei-
terte Welt (Augmented Reality), in der sie imaginä-
re FantasieƟ ere jagen (Kamel Boulos, Lu, Guerrero, 
JenneƩ , & Steed, 2017). Cyber-physische Systeme 
entstehen, in denen Maschinen mit Maschinen kom-
munizieren, so dass Autos autonom fahren können 
und KraŌ werke die Last auf Basis von Umwelƞ akto-
ren und Energienachfrage automaƟ sch anpassen. 

All dies sind nicht nur technophile Spielereien, son-
dern wirkt sich auf die wirtschaŌ lichen Prozesse 
von Unternehmen wie ganzen Branchen aus und 
bedroht potenziell die wirtschaŌ liche Basis von 
VolkswirtschaŌ en. DisrupƟ on ist das Buzzword der 
Internetökonomie, die eigene Handlungslogiken auf-
weist. Die Konsequenzen sind bislang nur in Ansät-
zen absehbar. Neue GeschäŌ smodelle entstehen in 
der Plaƪ  ormökonomie (Hagiu & Wright, 2015), die 
Restaurants zu Produzenten von FerƟ ggerichten de-
gradieren, die ihre Konsumenten nicht mehr kennen, 
weil ein Lieferdienst sich dazwischen posiƟ oniert, 
die Autohersteller zu Hardware-Providern zurück-
setzt, weil Menschen weniger Autos kaufen, sondern 
diese einfach mit dem Smartphone bedarfsgerecht 
buchen (Kenney & Zysman, 2016; Pon, Seppälä, & 
Kenney, 2015). Freizeit und Privatleben werden öko-
nomisiert, indem freie Ressourcen in der Sharing 
Economy geteilt werden und alle als kleine Ich AGs 

der „Gig Economy“ (Friedman, 2014) agieren. Ser-
viƟ saƟ on, das Bemühen, Dienste und Lösungen er-
gänzend zu bestehenden Produkten zu entwickeln, 
treibt Unternehmen um, insbesondere in dem für 
die deutsche WirtschaŌ  bedeutsamen verarbeiten-
den Gewerbe. Diese Entwicklungen versetzen ganze 
Branchen in Aufruhr. Insbesondere etablierte Akteu-
re mit überkommenen GeschäŌ smodellen fühlen 
sich bedroht. So entwickeln Banken mit Corda eige-
ne Distributed Ledger, um Bitcoins Blockchain zu be-
gegnen (Brown, Carlyle, Grigg, & Hearn, 2016); Au-
tomobilhersteller drängen in den Car-Sharing-Markt, 
Taxiunternehmen entwickeln gemeinsam ihre eige-
ne App und SupermarktkeƩ en bauen eigene Liefer-
dienste auf. Dabei entstehen Allianzen zwischen Un-
ternehmen, die nicht mehr nur als Partner entlang 
von WertschöpfungskeƩ en kooperieren, sondern 
sich gemeinsam mit Konkurrenten vor neuen Ak-
teuren schützen wollen (Gawer & Cusumano, 2013).

Entwicklungen in der WirtschaŌ  wirken sich nicht 
nur darauf aus, wie Menschen als Konsumenten 
Technologien nutzen. Diese werden zugleich in den 
Lebensalltag adapƟ ert und verändern, wie mit Fa-
milie und Freunden kommuniziert wird, wie sich 
Menschen selbst und untereinander organisieren. 
So nutzen auch zivilgesellschaŌ liche Akteure mo-
derne Technologien, um sich neu zu organisieren 
und streben Problemlösungen in SelbstorganisaƟ -
on an. Auch hier entstehen neue Plaƪ  ormen, wie 
OpenPeƟ Ɵ on und change.org, und stellen die ge-
sellschaŌ liche Rolle von Parteien und die sozialan-
waltschaŌ liche Bedeutung von Verbänden in Frage, 
die dagegen bieder und bürokraƟ sch erscheinen. 

PoliƟ sch wurden die Entwicklungen erkannt und 
– teilweise – darauf reagiert. Wurde InformaƟ ons-
technik (IT) in PoliƟ k und Verwaltung zu Beginn der 
2000’er Jahre noch als Aufgabe auf einer Stufe mit 
Facility Management gehandelt und abschätzig be-
äugt, ist sie heute Gegenstand poliƟ scher DebaƩ en 
(u.a. Bundesministerium für WirtschaŌ  und Ener-
gie, Bundesministerium des Innern, & Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
2014) und des Tauziehens der Ressorts um die Zu-
ständigkeit. War IT vor nicht allzu langer Zeit noch 
ein Thema von Spezialisten, das ohne Bezug zu 
Aufgaben und Prozessen einer Behörde diskuƟ ert 
wurde, erscheint dies aktuell anachronisƟ sch und 
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abwegig. Die IT hat sich von „Mail und Maus“ zu „di-
gitaler TransformaƟ on und DisrupƟ on“ gemausert. 

Nachdem die IT Einzug in die Chefetagen von Unter-
nehmen gehalten haƩ e, haben auch Verwaltungen 
schriƩ weise die Rolle eines Chief InformaƟ on Of-
fi cer (CIO) etabliert oder zumindest die Bezeichnung 
übernommen. Vor vier Jahren wurde im zeitlichen 
Zusammenhang mit der Bundestagswahl das Stra-
tegiepapier zur Weiterentwicklung der IT-Steuerung 
im öff entlichen Sektor veröff entlicht (NaƟ onaler IT-
Gipfel, 2013) und in der Folge der darin geforderte 
Vollzeit-CIO im Bund geschaff en. Auch in den Län-
dern und Kommunen wurde bei der IT-Steuerung 
nachjusƟ ert. Die Digitalisierung schreitet jedoch 
dynamisch voran, innerhalb wie außerhalb der Ver-
waltung. So sind heute Themen aktuell, die vor der 
letzten Bundestagswahl nur sog. Nerds ein Begriff  
waren, und werfen Fragen auf, die die ZukunŌ sfä-
higkeit der deutschen VolkswirtschaŌ  und den Fort-
bestand liberaler westlicher DemokraƟ en insgesamt 
betreff en. Unternehmen, die erst wenige Jahre zu-
vor gegründet wurden, vermiƩ eln heute weltweit 
Mobilitätsdienstleistungen oder Übernachtungs-
möglichkeiten, die zu Protesten von Taxibetreibern 
und Hotellerie führen und regulatorische Verteidi-
gungskämpfe nach sich ziehen (Rauch & Schleicher, 
2015); öff entliche DebaƩ en werden zunehmend in 

sozialen Medien losgetreten oder katalysiert und 
lassen den Unterschied zwischen „Fake News“ und 
echten Nachrichten verschwimmen (Berkowitz & 
Schwartz, 2016; Case, College, Chevalier, & Taylor, 
2017); internetbasierte Dienstleistungen und Tech-
nologien wie Big Data fordern die Wirksamkeit von 
NaƟ onalstaaten heraus, weil sie neue Fragen u.a.  
für das Datenschutz- (Roßnagel, 2013) und Steuer-
recht (Lusch, 2012; Paris, 2003) stellen. Vor diesem 
Hintergrund scheint eine Aktualisierung der Überle-
gungen, wie Staat und Verwaltung mit IT umgehen 
und deren Einsatz steuern, mehr als zeitgemäß.

Die Überlegungen, Ideen und Vorschläge in dieser 
Studie sollen die DebaƩ e befeuern und versteƟ -
gen, die angesichts der dynamischen Entwicklung 
der Digitalisierung auf absehbare Zeit eher ein per-
manenter Prozess sein wird. Die Empfehlungen 
und Handlungskorridore sind dementsprechend 
vor dem Hintergrund aktueller Digitalisierungs-
trends zu sehen, die in Kapitel 2 beschrieben sind. 
In Kapitel 3 werden die Herausforderungen für die 
Steuerung des IT-Einsatzes herausgearbeitet und 
wie die Praxis damit umgeht. Daraus werden in 
Kapitel 4 Gestaltungsmöglichkeiten moderner IT-
Steuerung abgeleitet und zu unterschiedlichen Mo-
dellen der IT-Steuerung kombiniert und verdichtet.
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2 Trends und Entwicklungen der Digitalisierung in der 
Verwaltung

Technologie- und Digitalisierungstrends in Wirt-
schaŌ  und GesellschaŌ  haben auch in der Ver-

waltung hohe Bedeutung und großes Potenzial: So 
werden große Datenmengen in der österreichischen 
Steuerverwaltung genutzt, um zielgenau risikobehaf-
tete Unternehmen zu prüfen, werden Grundbücher 
in Georgien in einem Distributed Ledger geführt und 
erklärt der WienBot, ein Chatbot der Stadt Wien, 
den Bürgern die Verwaltung. Die Themen, die die 
deutsche öff entlichen Verwaltung aktuell befassen, 
scheinen dagegen bodenständiger und technisch 
weniger anspruchsvoll: So werden integrierte Infor-
maƟ ons- und TransakƟ onsplaƪ  ormen im Portalver-
bund vernetzt, die IT in Dienstleistungszentren kon-
solidiert, Papier- durch elektronische Akten ersetzt 
und Servicekonten als Element eines IdenƟ täts- und 
AuthenƟ fi zierungsmanagement harmonisiert.

Trotz zahlreicher Bemühungen gilt das digitale Ser-
vice-Angebot der deutschen Verwaltung im euro-
päischen Vergleich als miƩ elmäßig entwickelt (Eu-
ropean Commission, 2016). Die Digitalisierung der 
Verwaltung ist bislang unzureichend in das Front-
End der Verwaltung vorgedrungen, was sich an der 
geringen Zahl von Online-Services zeigt (Fromm, 
Welzel, Nentwig, & Weber, 2015). Die Angebote sind 
kaum integriert, werden nur wenig genutzt, gelten 
als kompliziert und wenig nutzerfreundlich (Krcmar 
et al., 2016). Auch bei den wirtschaŌ sorienƟ erten 
digitalen Angeboten der Verwaltung sieht es nur we-
nig besser aus. Beispielsweise gibt es in Deutschland 
noch immer fast 200 sog. Einheitliche Ansprechpart-
ner mit unterschiedlicher territorialer Zuständigkeit, 
was die ursprüngliche IntenƟ on der Europäischen 
Kommission konterkariert. Allerdings gibt es auch Er-
folge in ausgewählten Bereichen: So steigt der Anteil 
der elektronisch eingereichten Steuererklärungen 
seit mehr als 20 Jahren an, im Jahr 2016 auf etwa 
20 Millionen (Streim & Kriesel, 2016). In manchen 
Kommunen können Eltern Kitaplätze auf übersicht-
lichen Plaƪ  ormen beantragen und wenn man schon 
nicht den Besuch im Amt vor Ort ersparen kann, so 
kann man mancherorts zumindest den Termin dafür 
online buchen. PosiƟ ve Einzelbeispiele und Leucht-
turmprojekte strahlen jedoch kaum aus, fi nden zu 
selten Nachahmung oder werden übertragen (Hei-
ne, 2011). 

Auch im Back-End der Verwaltung gelingt die Vernet-
zung nur in wenigen Fällen. Die RegisterlandschaŌ  
bleibt redundant und unübersichtlich, so dass der 
Datenaustausch zwischen Behörden oŌ  weiterhin 
von Bürgern und Unternehmen übernommen wer-
den muss. Bürger schicken Geburtsurkunden vom 
Standesamt zur Elterngeldstelle sowie zur Bundes-
agentur für Arbeit und Führungszeugnisse vom 
Bundesamt für JusƟ z zur Waff enbehörde und zum 
Gewerbeamt, staƩ  im Online-Antrag ein Häkchen zu 
setzen, dass die Behörden die Angaben untereinan-
der austauschen sollen. Übergreifende InnovaƟ onen, 
wie beim NaƟ onalen Waff enregister oder der Digita-
lisierung des Asylverfahrens gelangen insbesondere 
dann, wenn massiver öff entlicher Handlungsdruck 
entstand. Anders als in der PrivatwirtschaŌ , ist das 
DisrupƟ onsrisiko im öff entlichen Sektor gering, da 
die Verwaltung zu großen Teilen in geschützten Be-
reichen agiert oder nicht marktgängige Leistungen 
anbietet. Damit fehlt der WeƩ bewerbsmechanismus 
als InnovaƟ onstreiber (Brüggemeier, 2017). Dies er-
schwert es, dass neue Akteure auŌ reten oder sich 
intermediäre Arrangements etablieren, die eine 
BündelungsfunkƟ on übernehmen, wie in der PlaƩ -
formökonomie. In ausgewählten Bereichen der 
Verwaltung gibt es – bereits in der analogen Welt 
– intermediäre Arrangements an der SchniƩ stelle 
zwischen Verwaltung und Bürgern bzw. Unterneh-
men, wie BestaƩ ungsunternehmen und Steuerbe-
rater. Einige wenige internetbasierte intermediäre 
GeschäŌ smodelle sind seitdem an der SchniƩ stelle 
zwischen WirtschaŌ  und Verwaltung hinzugekom-
men, insbesondere im Bereich der Zollabwicklung, 
der Arbeitgebermeldepfl ichten durch Lohnbüros 
und der Kfz-Zulassung. Agieren Staat und Verwaltung 
nicht schnell genug, wird der Handlungsbereich des 
Staates zurückgedrängt, wo er nicht hoheitlich man-
daƟ ert ist (Löbel, Paulowitsch, & Schuppan, 2016). 
So werden Bürger und Unternehmen im digitalen 
Raum weitestgehend ohne Staat authenƟ fi ziert. 
HaƩ e früher der Personalausweis auch in Geschäf-
ten zwischen Privaten eine hohe Bedeutung, sind im 
digitalen Raum verlässliche funkƟ onale Äquivalen-
te entstanden. Selbst neue Währungen entstehen 
heute ohne Staat, wie das Beispiel der Bitcoin ver-
anschaulicht. Daran zeigt sich, dass, wenn staatliche 
FunkƟ onen nicht digitalfähig sind, unter besƟ mmten 
Bedingungen alternaƟ ve Arrangements entstehen 

11



können. Digitalisierung fi ndet auch ohne Staat bzw. 
staatliche Steuerung staƩ  und das selbst in sensiblen 
Bereichen. Im Sinne der Subsidiarität kann dies posi-
Ɵ v beurteilt werden, wenn aufgrund digitaler Mög-
lichkeiten staatliche FunkƟ onen und Aufgaben ent-
fallen, weil Private diese ebenso gut erfüllen können. 
Wollen Staat und Verwaltung jedoch ihre Bedeutung 
bewahren, können sie sich dem Digitalisierungsdruck 
nicht völlig entziehen.

Zusammengefasst: Die Veränderungs- und Innova-
Ɵ onsdynamik in WirtschaŌ  und GesellschaŌ  einer-
seits und Staat und Verwaltung andererseits bieten 
ein kontrastreiches Bild. Zwar gelingen Moderni-
sierungsschriƩ e einzelbehördlich und im Kleinen, 
aber GesamƟ nnovaƟ on, die in der WirtschaŌ  ganze 
Branchen transformiert, gelingt in der Verwaltung 
selten. Zwar wurden die Herausforderungen der Di-
gitalisierung zunehmend poliƟ sch erkannt, jedoch 
die notwendigen Konsequenzen, wie man in der öf-
fentlichen Verwaltung damit umgeht und wie die zu-
grundeliegende IT-Infrastrukturen weiterentwickelt 
werden müssen, bislang nur zögerlich und unzurei-
chend gezogen. Die disparate Verwaltungs-IT ist ei-
ner der Gründe, warum die Digitalisierung der deut-
schen Verwaltung nur langsam voranschreitet. Erst 
in den letzten Jahren konnten in nennenswertem 
Umfang erste Elemente einer föderalen IT-Architek-
tur etabliert werden, wie die einheitliche Behörden-
rufnummer 115, das Deutsche Verwaltungsdienste-
verzeichnis (DVDV) zum Meldedatenaustausch und 
das Föderale InformaƟ onsmanagement (FIM), mit 
dem Leistungs- und FormularinformaƟ onen gemein-
sam gepfl egt werden können. Infrastrukturen an der 
SchniƩ stelle zu Bürgern und Unternehmen, wie die 
De-Mail oder die eID-FunkƟ on des Personalauswei-
ses, konnten hingegen nicht die erhoŏ  en Wirkun-
gen enƞ alten. Der „digitale Flickenteppich“ (Fromm 

et al., 2015) bleibt kennzeichnend für die bisherigen 
Digitalisierungsbemühungen der deutschen Verwal-
tung. 

Dieser Flickenteppich droht weiter auszufransen, 
wenn die Digitalisierung nunmehr poliƟ sche Auf-
merksamkeit erhält und alle Ressorts in ihrem Poli-
Ɵ kfeld digitalisieren wollen. Die möglichen Auswir-
kungen werden bereits anhand der Vielzahl früherer 
Anläufe mehrerer Ressorts deutlich, Kartensysteme 
zur AuthenƟ fi zierung und Datenspeicherung in der 
digitalen Welt zu etablieren, wie der JobCard, der 
Gesundheitskarte, dem neuen Personalausweis. Da-
ran zeigt sich zugleich die mulƟ ple Bedeutung von 
Staat und Verwaltung in der Digitalisierung. Die Ver-
waltung digitalisiert nicht nur im eigenen Bereich, 
sondern schaŏ   die Grundlagen und Rahmenbedin-
gungen für die Digitalisierung von WirtschaŌ  und 
GesellschaŌ , indem sie Infrastrukturen etabliert und 
mandaƟ ert, wie die eID und die eRechnung, und 
rechtliche Rahmenbedingungen für Beziehungen 
zwischen privaten DriƩ en im digitalen Raum gibt, 
wie bei der StörerhaŌ ung und dem Netzwerkdurch-
setzungsgesetz. Fraglich ist, wie sich Digitalisierung 
der Verwaltung abgrenzen lässt und wer eigentlich 
für die Digitalisierung zuständig ist. Dass diese Frage 
unbeantwortet ist, wird auch an den AbsƟ mmungen 
zwischen den Ressorts im Bund deutlich: So startete 
das Digitalisierungs-DreigesƟ rn aus BMI, BMVI und 
BMWi in die Legislatur, im Rahmen der IT-Konsoli-
dierung erhielt allerdings das BMF mit dem ITZBund 
eine wichƟ ge Bedeutung bei der IT des Bundes, das 
BMJ startete regulatorische IniƟ aƟ ven zur Digitalisie-
rung und das BMFSFJ etablierte sich als Innovator, 
der bei der Digitalisierung im eigenen fachlichen 
Bereich voranschreitet. Off en ist, wie diese unter-
schiedlichen Stränge im Rahmen der IT-Steuerung 
zusammengehalten werden können und müssen.

Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?
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3 Herausforderungen der Digitalisierung für die 
IT-Steuerung

IT hat sich von einer UnterstützungsfunkƟ on zu ei-
nem der wesentlichen Treiber von Reformbemü-

hungen entwickelt und strategische Bedeutung für 
das GeschäŌ smodell von Unternehmen wie Ver-
waltungen erlangt. Die größere Bedeutung digitaler 
Technologien weckt Begehrlichkeiten und erzeugt 
AkƟ vitäten in allen GeschäŌ sbereichen, was die Fra-
ge aufwirŌ , wie eine übergreifende Steuerung und 
KoordinaƟ on gelingen kann. Diese Frage stellt sich 
sowohl in Unternehmen und Branchen als auch in 

Behörden und der Verwaltung insgesamt. Im Fol-
genden wird exemplarisch skizziert, wie sich die IT-
Steuerung in WirtschaŌ  und in Verwaltung entwi-
ckelt hat. Erfahrungen in der WirtschaŌ  werden mit 
Blick auf mögliche Lernpotenziale betrachtet (3.1). 
Der Schwerpunkt der Betrachtung liegt auf Staat und 
Verwaltung, wo zwischen der übergreifenden Steue-
rung der Digitalisierung insgesamt (Kapitel 3.2.1) und 
der Steuerung der Digitalisierung und IT von Staat 
und Verwaltung (Kapitel 3.2.2) diff erenziert wird.

3.1 Entwicklung der Steuerung von Digitalisierung und IT 
in Unternehmen

Die digitale TransformaƟ on ist für die WirtschaŌ  
seit mehreren Jahren von hoher Relevanz. In die-

sem Zusammenhang wurde in Unternehmen zuneh-
mend die neue Rolle eines Chief Digital Offi  cer (CDO) 
herausgebildet (Dumeresque, 2014). In Abgrenzung 
zum CIO fokussiert der CDO maßgeblich die strate-
gischen und kommunikaƟ ven Aspekte der digitalen 
TransformaƟ on (Horlacher & Hess, 2016). CDOs 
sollen den digitalen Wandel im Unternehmen voll-
ziehen (Walchshofer & Riedl, 2017) und verantwor-
ten Digital TransformaƟ on Strategies (MaƩ , Hess, & 
Benlian, 2015) oder Digital Business Strategies (Bha-
radwaj, El Sawy, Pavlou, & Venkatraman, 2013), um 
die digitale TransformaƟ on in einem Unternehmen 
und über dessen Grenzen hinaus zu koordinieren, 
zu priorisieren und zu implemenƟ eren. Während 
sich IT-Strategien mit den betrieblichen InformaƟ -
onssystemen, den notwendigen Anwendungen und 
Infrastrukturen sowie den angemessenen organisa-
torischen und fi nanziellen Rahmenwerken befassen, 
sind Digitalisierungsstrategien aus einer breiteren 
geschäŌ szentrierten PerspekƟ ve auf die Transforma-
Ɵ on von Produkten, Prozessen und OrganisaƟ on und 
damit auf das GeschäŌ smodell insgesamt gerichtet 
(MaƩ  et al., 2015). Dabei lassen sich vier inhaltliche 
Dimensionen idenƟ fi zieren, die alle Digitalisierungs-
strategien unabhängig von Unternehmen und Bran-
che gemein haben: Die Nutzung von Technologien, 
Veränderungen in der Wertschöpfung, strukturellen 
Wandel und fi nanzielle Aspekte (MaƩ  et al., 2015). 
Leiteten sich IT-Strategien aus der GeschäŌ sstrategie 

ab (Henderson & Venkatraman, 1992), amalgamie-
ren IT- und GeschäŌ sstrategie in der Digitalisierungs-
strategie (Bharadwaj et al., 2013).

Das Verhältnis zwischen der Steuerung der digitalen 
TransformaƟ on als CDO-Aufgabe und der Steuerung 
des IT-Einsatzes als CIO-Aufgabe ist nicht trennscharf. 
In der Praxis sind die Rollen unterschiedlich ausge-
staltet, mit CIOs, die als C-Level-Manager Unter-
nehmensstrategie, GeschäŌ sstrategie und digitalen 
Wandel fokussieren, an einem Ende des Spektrums 
und Technikverantwortlichen, für die Kostenmini-
mierung im Vordergrund steht und die den Betrieb 
der IT-Infrastruktur verantworten, am anderen Ende 
(Walchshofer & Riedl, 2017; Weill & Woerner, 2013). 
Inwieweit die Rolle des CIOs einerseits und des CDOs 
andererseits konkurrieren, komplementär sind, re-
dundant oder ersetzend, ist Gegenstand akademi-
scher Diskurse wie täglicher Aushandlung (Gerth & 
Peppard, 2016; Haņ  e, Kalgovas, & Benlian, 2016; 
Horlacher & Hess, 2016) und lässt sich demnach 
nicht abstrakt beantworten. Ein einheitliches Rollen-
verständnis hat sich bislang nicht herausgebildet.

In den Interviews, die im Rahmen dieser Untersu-
chung geführt wurden, bestäƟ gte sich, dass ein CDO 
eher als Treiber, Katalysator und Gesicht der Trans-
formaƟ on nach innen und außen verstanden wird 
und sich eher InnovaƟ ons- und TransformaƟ onsthe-
men mit miƩ el- bis langfrisƟ ger PerspekƟ ve widmet, 
die nicht ausschließlich am aktuellen KerngeschäŌ  

Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?
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ausgerichtet sind, sondern darüber hinausgehen. 
Dabei bezieht ein CDO zwar fachliches Know-how 
aus der OrganisaƟ on mit ein, ist aber dennoch be-
strebt, grundsätzlich neue Lösungswege jenseits der 
etablierten Prozesse zu fi nden. Aus diesem Grund 
wird die „CDO-Ideenschmiede“ häufi g nicht unmit-
telbar in die OrganisaƟ on eingebunden, um dort 
TransformaƟ onsprozesse zu induzieren, sondern ei-
genständigere Formate wie InnovaƟ on Labs und der 
enge Austausch mit einigen wenigen Forschungsein-
richtungen geschätzt. Dabei widmen sich interdiszi-
plinäre Teams mit besonderer Methodenkompetenz 
u.a. aus Business Engineers, Entwicklern, Testern, 
IT-Sicherheitsexperten, OperaƟ ons-Experten für den 
Betrieb einem klar fokussierten Problem und kon-
kreten Fragestellungen. Hintergrund ist, dass auch 
große, gestandene Unternehmen – ähnlich wie die 
Verwaltung – mit einer technologischen und insƟ tu-
Ɵ onellen Legacy zu kämpfen haben, die andernfalls 
eingespielte Mechanismen hat, um InnovaƟ onsim-
pulse auszuhalten und zu absorbieren.

Für die Rückkopplung in das TagesgeschäŌ , um bei-
spielsweise Projekte aus dem InnovaƟ ons-Porƞ olio 
des CDO in die RegelorganisaƟ on zu überführen, ist 
nach Einschätzung der Interviewpartner eine enge 
Achse zwischen dem CDO und dem CIO notwendig. 
Andere Befragte sehen sogar die Notwendigkeit, bei-
de Rollen in einer Person zu vereinen. Eine zu strikte 
Trennung der Rollen kann andernfalls zu großer Wi-
dersprüchlichkeit und zu Konfl ikten zwischen einem 
CIO mit starker Effi  zienzorienƟ erung und ausgepräg-
ter Innensicht und einem CDO mit klarem Kundenfo-
kus und strategischer Außensicht führen. Auch mit 
zunehmendem Reifegrad des TransformaƟ onspro-
zesses – wenn die CDO-Einheit ausreichend robust 
und die RegelorganisaƟ on hinreichend off en für den 
Wandel geworden ist – rückt die CDO-Einheit näher 
an die RegelorganisaƟ on. Sie fungiert dann eher als 
Inhouse-Beratung mit besonderer Methodenkom-
petenz, die eine MiƩ lerfunkƟ on zwischen Fachex-
perƟ se und TechnologieexperƟ se erfüllt. Insgesamt 
rücken die Anwendungen näher an die GeschäŌ sbe-
reiche, weil die IT so eng mit den Kernprozessen ver-
woben ist. Der Wandel der IT, von einer HilfsfunkƟ on, 
die sich vom KerngeschäŌ  separieren und möglichst 
weitreichend am Markt einkaufen lässt, hin zu einer 
strategischen Ressource, wird auch an veränderten 
Sourcing-Strategien deutlich. So ist eine Tendenz zu 
einer kleineren Anzahl von Lieferanten zu erkennen, 

die nicht mehr nur standardisierte Produkte zu mög-
lichst minimalen, regressiven Preisen liefern, son-
dern in ihrem Bereich innovieren und dadurch einen 
höheren Wertbeitrag beisteuern. Damit entwickelt 
sich das AuŌ raggeber-Kunden-Verhältnis weiter zu 
einer PartnerschaŌ , in der symbioƟ sche Beziehun-
gen eingegangen werden, in die die Partner eigene 
Assets einbringen. Auch darüber hinaus versuchen 
Unternehmen, gezielt MarkƟ nnovaƟ on möglichst 
nah an die eigene IT zu bringen, beispielsweise durch 
ApplikaƟ onsschniƩ stellen (API) oder durch externe 
Services, die in die eigene IT integriert werden, um 
u.a. künstliche Intelligenz oder Business AnalyƟ cs zu 
nutzen. Teilweise werden MarkƟ nnovaƟ on und neue 
Märkte allerdings auch durch neue Regulierung ge-
schaff en, worauf sich Unternehmen einstellen müs-
sen. So müssen beispielsweise Banken aufgrund der 
Payment Service DirecƟ ve 2 (PSD2) DriƩ anbietern 
ab 2018 über off ene APIs Zugang zu Kundenkonten 
ermöglichen (Donnelly, 2016). Allianzen werden ge-
bildet, um branchenübergreifende Plaƪ  ormen zu 
entwickeln, die große Nutzerbasen auĩ auen, bei-
spielsweise zur IdenƟ fi zierung (Kanning, 2017), oder 
sogar mit dem WeƩ bewerb die Branchenplaƪ  or-
men der ZukunŌ  zu schaff en (Brown et al., 2016).

Die zunehmende Öff nung nach außen und die hohe 
Veränderungsgeschwindigkeit legen für die gesam-
te Unternehmens-IT eine Unterscheidung zwischen 
einem InnovaƟ onsporƞ olio einerseits und IT-Infra-
strukturen und ApplikaƟ onen andererseits nahe, 
die für den laufenden Betrieb notwendig sind. Wäh-
rend die IT-Infrastrukturen und ApplikaƟ onen eher 
stabil sind und die Effi  zienz opƟ miert wird, kann 
im InnovaƟ onsporƞ olio mit wechselnden Partnern 
experimenƟ ert und innoviert werden. Erreichen In-
novaƟ onsprojekte einen hohen Reifegrad, werden 
sie in das Stammporƞ olio integriert. Entsprechend 
unterschiedlich sind die Anforderungen an die Bud-
getsteuerung: Lassen sich die Budgetbedarfe für 
Infrastrukturen und etablierte Verfahren kalkulie-
ren, budgeƟ eren und gut steuern, müssen Innova-
Ɵ onsbudgets dynamisch und kurzfrisƟ ger allokiert, 
umgeschichtet oder entzogen werden. Zudem sind 
Strategien, insbesondere Digitalisierungsstrategien, 
kurzlebiger geworden. Agilität erfordert auch eine 
dynamische Strategie, die zwar eine langfrisƟ ge Pers-
pekƟ ve hat, aber leben muss, regelmäßig weiterent-
wickelt und aufgrund der schnellen Entwicklungen 
im Marktumfeld nachjusƟ ert wird.
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3.2 Entwicklung der Steuerung von Digitalisierung und IT 
in PoliƟ k und Verwaltung

Ein wesentliches Merkmal der IT-Steuerung in der 
deutschen Verwaltung sind die über Ebenen, Ge-

bietskörperschaŌ en und Ressorts hinweg verteilten 
Entscheidungsrechte. Hierdurch werden Entschei-
dungen über IT weitgehend entkoppelt voneinander 
getroff en (Schwertsik, 2013). Gemeinsames über-
greifendes Handeln gelingt in diesen Strukturen nur 
schwer. Zwar wurden die KooperaƟ onsmöglichkeiten 
im föderalen System durch die Schaff ung des ArƟ kels 
91c GG im Jahr 2009 und die Einrichtung des IT-Pla-
nungsrates im Jahr 2010 gestärkt; allerdings konnte 
das Gremium bislang nicht die erhoŏ  en Wirkun-
gen enƞ alten. DarauĬ in wurde der ArƟ kel 91c GG 
im Jahr 2017 ergänzt und auf der erweiterten ver-
fassungsrechtlichen Grundlage das Onlinezugangs-
gesetz beschlossen, das dem Bund weitergehende 
Entscheidungsrechte einräumt. Insbesondere die 
Online-Verfügbarkeit von Verwaltungsleistungen im 
Front-End soll durch einen sog. Portalverbund erhöht 
werden. So kann der Bund für die Ausführung von 
Bundesgesetzen künŌ ig im Benehmen mit dem IT-
Planungsrat durch Rechtsverordnung ohne ZusƟ m-
mung des Bundesrates die Verwendung besƟ mmter 
IT-Komponenten verbindlich vorgeben (§ 4 (1) OZG) 
und technische KommunikaƟ onsstandards festlegen 
(§ 6 (1) OZG). Damit verfügt der Bund künŌ ig über 
ein deutlich umfassenderes Mandat, wovon sich die 
Befürworter eine schnellere und weitreichendere Di-
gitalisierung des Leistungsangebotes der Verwaltung 
erhoff en.

Zu der bisherigen Untersteuerung des IT-Einsatzes 
im föderalen Gesamtsystem kommen Defi zite in der 
IT-Steuerung innerhalb der einzelnen Gebietskör-

perschaŌ en. In den letzten etwa zehn Jahren haben 
der Bund, die Länder und einige Kommunen die CIO-
Rolle etabliert und damit vorangegangene Entwick-
lungen in der PrivatwirtschaŌ  nachvollzogen. Die 
CIOs in der Verwaltung haben jedoch weitestgehend 
nicht die gleiche Rolle wie ihre Pendants in der Wirt-
schaŌ , weil die Prozesse der Zusammenarbeit unzu-
reichend etabliert sind und nicht immer eine geeig-
nete Arbeitsteilung gelungen ist. Gründe dafür sind 
der Fokus auf OrganisaƟ onsstrukturen, Budget und 
Personal sowie die Dualität von fachlicher Spezifi tät 
einerseits und standardisierter QuerschniƩ sfunkƟ on 
andererseits. Die exisƟ erende StaatsorganisaƟ on ist 
kulturell tendenziell auf AbschoƩ ung angelegt (Köhl, 
Lenk, Löbel, Schuppan, & Viehstädt, 2014). Die beab-
sichƟ gten Ziele einer kohärenten Gesamtsteuerung 
des IT-Einsatzes innerhalb einer GebietskörperschaŌ  
konnten dadurch selten erreicht werden. 

Neben der Frage, wie die Digitalisierung der Ver-
waltung und deren IT-Einsatz gesteuert werden 
kann, erfährt die Frage nach der Steuerung der 
Digitalisierung insgesamt zunehmende poliƟ sche 
Aufmerksamkeit. Vor diesem Hintergrund wurden 
die IT-Steuerung im Bund und in einigen Ländern in 
der jüngeren Vergangenheit neu ausgerichtet und 
Strukturen zur Koordinierung der Digitalisierung 
geschaff en. Insbesondere wurde die übergreifende 
Steuerung und KoordinaƟ on der Digitalisierung ins-
Ɵ tuƟ onalisiert (Kapitel 3.2.1) und die Steuerung der 
Digitalisierung der Verwaltung und von deren IT (Ka-
pitel 3.2.2) weiterentwickelt, die im Folgenden näher 
betrachtet werden. 

3.2.1 Steuerung der Digitalisierung von 
WirtschaŌ  und GesellschaŌ 

Die Aufmerksamkeit für die Digitalisierung von 
Staat, WirtschaŌ  und GesellschaŌ  hat in den 

letzten Jahren konƟ nuierlich zugenommen (vgl. Abb. 
1). Damit sƟ eg auch der Druck auf PoliƟ k und Verwal-
tung, Antworten auf die auŅ ommenden Fragen zu 
fi nden. In der Folge starteten mehrere Innovatoren 
in ihren Verantwortungsbereichen IniƟ aƟ ven, um die 
digitale TransformaƟ on zu gestalten (u.a. Bundesmi-
nisterium für Familie Jugend Frauen und Senioren, 

2017; Bundesministerium für WirtschaŌ  und Ener-
gie, 2017; Bundesministerium für WirtschaŌ  und 
Energie et al., 2014). Damit steigt jedoch gleichzeiƟ g 

Abb. 1: Häufi gkeit des Begriff s „Digitalisierung“ in der Google 
Web Search1

1 Die Skala bildet das Suchinteresse relaƟ v zum höchsten Punkt auf dem Diagramm für Deutschland seit Anfang des Jahres 2013 ab. Der Wert von 100 ist die höchste Popularität 
des Begriff s.
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die Gefahr, dass die IniƟ aƟ ven unabgesƟ mmt sind 
und sich überschneiden oder schlimmstenfalls kon-
fl igierend sind.

Auf Bundesebene koordinieren seit dem Sommer 
2014 die Kernressorts der Digitalen Agenda – das 
Bundesministerium für WirtschaŌ  und Energie 
(BMWi), das Bundesministerium des Innern (BMI) 
und das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI) – die Umsetzung und Fortent-
wicklung der Digitalen Agenda im Ressortkreis. Der 
Steuerungskreis zur Koordinierung der Digitalen 
Agenda der Bundesregierung setzt sich aus den je-
weils zuständigen Staatssekretären der drei Ressorts 
zusammen. Eine ähnliche AuŌ eilung auf drei Res-
sorts wurde in Berlin gewählt, wo die Senatskanz-
lei, die Senatsverwaltung für WirtschaŌ  und die 
Innenverwaltung gemeinsam federführend für die 
Digitalisierung verantwortlich sind. Andere Bundes-
länder, in denen in der jüngeren Vergangenheit neue 
Regierungen gewählt wurden, haben ein „X-, Y- und 
Digitalisierungsministerium“ eingerichtet, das Digita-
lisierung als ein PoliƟ kfeld neben weiteren im Titel 
führt2. Dabei fallen die Verantwortung für Digitalisie-
rung einerseits und E-Government sowie IT anderer-
seits teilweise zusammen (u.a. Baden-WürƩ emberg, 
Schleswig-Holstein) und teilweise sind sie getrennt 
(u.a. Sachsen-Anhalt). So wurde der CIO in Baden-

WürƩ emberg gleichzeiƟ g zum CDO ernannt und der 
CIO in Schleswig-Holstein aus der Staatskanzlei in das 
Umwelt- und Digitalisierungsministerium verscho-
ben, u.a. um die Digitalisierung der WirtschaŌ  und 
GesellschaŌ  sowie der Verwaltung integriert zu be-
handeln. Außer in Baden-WürƩ emberg ist die CDO-
Rolle in den Ländern bislang nicht eindeuƟ g etabliert 
und insƟ tuƟ onalisiert. Allerdings wird sie in manchen 
Ländern zumindest teilweise aus der Staatskanzlei 
wahrgenommen, wie in Rheinland-Pfalz und Nieder-
sachsen sowie bis vor der Landtagswahl im Jahr 2017 
in Schleswig-Holstein.

Einige Länder, wie Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt 
und Schleswig-Holstein, haben zur ressortübergrei-
fenden KoordinaƟ on zusätzlich oder staƩ dessen ein 
sog. DigitalisierungskabineƩ  ernannt. In den Sitzun-
gen des DigitalisierungskabineƩ s tagen die regulä-
ren KabineƩ smitglieder zu dem SchwerpunkƩ hema 
Digitalisierung. In Bremen wurde für die ressort-
übergreifende Koordinierung eine Arbeitsgruppe 
auf Staatssekretärsebene unter Führung mehrerer 
Senatsverwaltungen eingerichtet. Zumeist wird ein 
zusätzliches Budget bereitgestellt, um die Heraus-
forderungen der Digitalisierung zu bewälƟ gen und 
die Chancen zu nutzen, über das ressortübergreifen-
de Gremien entscheiden. Dabei bewerben sich die 
einzelnen Ressorts mit Maßnahmen um das zent-

2 z.B. Baden-WürƩ emberg: Inneres, Digitalisierung und MigraƟ on; Sachsen-Anhalt: WirtschaŌ , WissenschaŌ  und Digitalisierung; Mecklenburg-Vorpommern: Energie, Infrastruk-
tur und Digitalisierung; Schleswig-Holstein: Ministerium für Energiewende, LandwirtschaŌ , Umwelt, Natur und Digitalisierung; Nordrhein-Wesƞ alen: WirtschaŌ , InnovaƟ on, 
Digitalisierung und Energie.

Steuerungs-
arrange-
ment

X-, Y- und Digitalisie-
rungsministerium

CDO und CIO in 
Personalunion

Chief Digital 
Offi  cer in der 
Staatskanzlei

Digitalisierungs-
kabineƩ /-klausur

Kernressorts 
der Digitali-
sierung

Steuerungs-
modus

Kompetenzbünde-
lung

Bilaterale Aushand-
lung

Richtlinienkom-
petenz

DeliberaƟ ve Aushand-
lung

Trilaterale 
Aushandlung

Beschrei-
bung

Unterschiedliche 
PoliƟ kfeld-Kombi-
naƟ onen, bspw. mit 
WirtschaŌ , Umwelt 
oder Infrastruktur

CIO übernimmt 
zusätzlich die Rolle 
des CDO

implizit aber 
fakƟ sch in 
einigen Staats-
kanzleien

Regelmäßig tagendes 
Digitalisierungskabi-
neƩ , KabineƩ sitzun-
gen oder -klausur; 
teilweise auf Staatsse-
kretärsebene

Ausgewählte 
Ressorts sƟ m-
men oder 
grenzen The-
men unterei-
nander ab

Beispiele u.a. Mecklenburg-
Vorpommer, 
Schleswig-Holstein 
und Nordrhein-
Wesƞ alen

Baden-WürƩ emberg u.a. Nieder-
sachsen, Rhein-
land-Pfalz

Bund, Bayern, Rhein-
land-Pfalz

Bund, Berlin

PrakƟ sche 
Wirkung

Eher keine übergrei-
fende Zusammen-
führung der Digita-
lisierungsthemen 
erkennbar, allerdings 
bislang zu geringe 
Erfahrungswerte

CDO-Rolle absor-
biert Kapazität des 
CIO für die IT-Steu-
erung; potenzieller 
Rollenkonfl ikt zwi-
schen beiden Rollen

Eher lose Koor-
dinierung der 
Ressort-Einzel-
maßnahmen, 
die boƩ om-up 
zusammenge-
führt werden

Erhöht die Sichtbar-
keit des Themas und 
erzeugt poliƟ sche 
Aufmerksamkeit, aber 
wenig Konstanz in der 
Koordinierung

Abhängig von 
der Koopera-
Ɵ onskultur in 
der Gebiets-
körperschaŌ 

Tab. 1: Empirische Arrangements zur KoordinaƟ on und Steuerung der Digitalisierung
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rale Digitalisierungsbudget, über die das Gremium 
gemeinsam entscheidet. Ein solches Budget scheint 
geeignet, steuernd zu wirken und die Bedeutung des 
KoordinaƟ onsgremiums zu erhöhen. Einige Länder 
haben zudem externe Beratungsgremien insƟ tuƟ -
onalisiert, wie den Digitalisierungsrat im Saarland, 
mit Vertretern aus WirtschaŌ , WissenschaŌ  und Zi-
vilgesellschaŌ . Insgesamt sind die Steuerungsarran-
gements im Bund und in den Ländern demzufolge 
vielfälƟ g. Die Verbindlichkeit der übergreifenden Ko-
ordinierung kann als eher lose bezeichnet werden. 
Die Digitalisierungsstrategien und -konzepte haben 
eher den Charakter einer Sammlung von Maßnah-
men einzelner Ressorts, die boƩ om-up aus den Res-
sorteinzelthemen aggregiert werden. Die Digitalisie-
rung der Verwaltung ist darin zumeist ein Teilbereich 
der übergreifenden Digitalisierungsstrategie. So ver-
antwortet in Rheinland-Pfalz der CIO im Innenres-
sort die Digitalisierung der Verwaltung als eine von 
zwölf Säulen der Digitalisierungsstrategie, die von 
der Staatssekretärin in der Staatskanzlei koordiniert 
wird. Die unterschiedlichen empirisch vorgefunde-
nen Steuerungsarrangements sind in Tabelle 1 auf-
geführt, wobei sie sich nicht vollständig gegenseiƟ g 
ausschließen.

In der aktuel-
len poliƟ schen 
und medialen 
Diskussion ist 
die Digitalisie-
rung eines der 
wichƟ gsten The-
men. Selbst in 
der allgemeinen 
Presse wird die 
Frage diskuƟ ert, 
welche Ressort-
strukturen geeig-
net sind, um die 
regulatorischen, programmaƟ schen und invesƟ ven 
Maßnahmen im Rahmen der Digitalisierung erfolg-
reich zu koordinieren (u.a. Heuzeroth, 2017; Schmel-
zer, 2016) (vgl. Abb. 2). Auch in der WissenschaŌ  
wird eine Überarbeitung des organisatorischen Ar-
rangements als einer der wichƟ gsten Erfolgsfakto-
ren für die Digitalisierung angesehen und ein Digi-
talisierungsministerium gefordert (Beck et al., 2017). 
Ebenso posiƟ onieren sich die poliƟ schen Parteien im 
Bundestagswahlkampf mit unterschiedlichen Model-
len zur Steuerung der Digitalisierung (siehe Tab. 2).

Abb. 2: Online-Befragung zu einem 
Digitalisierungsministerium 
(Schmelzer, 2016)3

3 Methodisch sind solche selbstselekƟ erten Umfragen zudem fachspezifi scher Themen fragwürdig.

Partei
Steuerung auf Ebene der obersten Bundesbehörden Steuerung auf Ebene der oberen Bundesbe-

hörden / externer Sachverstand

CDU PosiƟ on eines „Staatsministers für DigitalpoliƟ k“ im Bun-
deskanzleramt soll geschaff en werden ; 
KabineƩ sausschuss „DigitalpoliƟ k“ soll die Koordinierung 
zwischen den Ministerien weiter verbessern (CDU & CSU, 
2017, p. 49)

„NaƟ onaler Digitalrat“ soll einen engen Aus-
tausch zwischen PoliƟ k und naƟ onalen sowie 
internaƟ onalen Experten ermöglichen (CDU & 
CSU, 2017, p. 49)

SPD „innerhalb der Bundesregierung Koordinierungs- und Ent-
scheidungsstrukturen schaff en“ (BMWi, BMAS, & BMJV, 
2017, p. 80); „Bundeskanzleramt muss die DigitalpoliƟ k als 
Stabsaufgabe viel stärker als bisher koordinieren“ (Reuters, 
2017)

Digitalisierungsagentur als Koordinierungsstel-
le und Think Tank soll die wissenschaŌ liche 
Beratung der Bundesregierung in Digitalisie-
rungsfragen verbessern

Linke keine entsprechende PosiƟ onierung gefunden keine entsprechende PosiƟ onierung gefunden

Grüne keine entsprechende PosiƟ onierung im Wahlprogramm 
gefunden, aber Cem Özdemir fordert, ein Digitalisierungs-
ministerium soll Digitalisierung in der Bundesregierung 
besser koordinieren und im KabineƩ  eigenständig vertreten 
(HandelsblaƩ , 2017)

keine entsprechende PosiƟ onierung gefunden

CSU keine entsprechende PosiƟ onierung im Wahlprogramm ge-
funden, aber Alexander Dobrindt und Horst Seehofer (bei-
de CSU) haben sich für ein Digitalisierungsministerium nach 
der Bundestagswahl ausgesprochen (Heuzeroth, 2017)

keine entsprechende PosiƟ onierung gefunden

FDP Digitalisierungsministerium soll „das Kompetenzgerangel 
zwischen fünf Ministerien in Sachen Digitalisierung bee n-
den“ (FDP, 2017, p. 143)

keine entsprechende PosiƟ onierung gefunden

Tab. 2: PosiƟ onen der Parteien im Bundestagswahlkampf zur Steuerung und KoordinaƟ on der Digitalisierung
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Insgesamt lassen sich drei Modelle unterscheiden:

1. Digitalisierungsministerium: Die FDP fordert in 
ihrem Wahlprogramm die Einrichtung eines Digi-
talisierungsministeriums. Auch Grünen- und CSU-
PoliƟ ker haben sich in der Vergangenheit für ein 
solches Ministerium ausgesprochen.

2. Staatsminister für DigitalpoliƟ k im Bundeskanz-
leramt: Die CDU fordert in ihrem Wahlprogramm 
einen Staatsminister im Bundeskanzleramt und 
zusätzlich einen KabineƩ sausschuss DigitalpoliƟ k.

3. Ressortverantwortung: Die SPD posiƟ oniert sich 
in ihrem Wahlprogramm nicht. Allerdings spre-
chen sich drei SPD-geführte Ministerien in einem 
gemeinsamen PosiƟ onspapier dafür aus, die Ko-
ordinierungs- und Entscheidungsstrukturen in-
nerhalb der Bundesregierung zu schaff en, woraus 
geschlossen werden kann, dass die Verantwor-
tung zumindest auf mehrere Ministerien verteilt 
bleiben soll.

Wie diese Modelle im Einzelnen zu bewerten sind 
und was bei der konkreten Ausgestaltung, aber auch 
modellunabhängig zu beachten ist, wird in Kapitel 4 
detailliert betrachtet.

Wie die Steuerung der Digitalisierung von WirtschaŌ  
und GesellschaŌ  zur Steuerung der Digitalisierung 
der Verwaltung und der IT-Steuerung einerseits ab-
grenzt und andererseits damit verknüpŌ  ist, ist in 
allen drei Modellen und auch in den praxiserprob-
ten Ansätzen nicht ohne weiteres klar. So wird der 
Zusammenhang in einigen Ländern daran deutlich, 
dass im Rahmen der Zuständigkeitszuordnung für Di-
gitalisierung der CIO entsprechend „umressorƟ ert“ 
wurde. So ist mit der Schaff ung eines X-, Y- und Di-
gitalisierungsministeriums in Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein der CIO diesem zu- und 
untergeordnet worden. Auch in Baden-WürƩ emberg 
sind beide Rollen qua PersonenidenƟ tät eng ver-
knüpŌ . Andernorts (z.B. in Sachsen-Anhalt) verblieb 
der CIO im bisherigen Ressort. Wie sich im Zusam-
menhang mit der zunehmenden Bedeutung der Di-
gitalisierung die Rolle des CIO weiterentwickelt hat, 
wird im folgenden Kapitel näher beleuchtet. 

3.2.2 Steuerung der Digitalisierung und 
IT von Staat und Verwaltung

Rang und Ressortzugehörigkeit des CIO
Wie vorher gezeigt, wurden in vielen Ländern und im 
Bund die Strukturen für die Steuerung und Koordina-
Ɵ on der Digitalisierung der Verwaltung und von de-
ren IT sowohl zur ebenen- als auch zur ressortüber-
greifenden AbsƟ mmung 
weiterentwickelt. So sind in 
den Ländern sowie im Bund 
miƩ lerweile CIOs bzw. Be-
auŌ ragte für E-Government 
und IT etabliert worden. 
Diese sind in unterschiedli-
chen Ressorts angesiedelt, 
zumeist im Innen- oder Fi-
nanzressort (siehe Tab. 3). 

Zugeordnet sind die CIOs 
auf verschiedenen Hierarchieebenen – in einer Stab-
stelle oder als Minister, Staatssekretär, Abteilungs- 
oder Referatsleiter. Dadurch vertreten die CIOs ihre 
Länder nicht immer im IT-Planungsrat, was für die 
Entscheidungsfi ndung nicht unbedingt förderlich ist. 
Etwa drei Viertel der CIOs bzw. IT-BeauŌ ragten sind 
gleichzeiƟ g Mitglied des IT-Planungsrates.

Im Bund ist der IT-BeauŌ ragte seit etwa zwei Jahren 
eine Vollzeit-PosiƟ on, was eine bemerkenswerte 
Dynamik enƞ altet hat. So ist mit der Digitalisierung 
des Asylverfahrens in kurzer Zeit eine ebenenüber-
greifende IT-Vernetzung gelungen und u.a. mit dem 
Portalverbund und dem Bundesportal wurden große 
IT-Vorhaben auf den Weg gebracht, die das digitale 
Angebot der Verwaltung verbessern sollen. Auch 
in einigen Ländern wurde die CIO-Aufgabe von ei-
ner Teilzeit zu einer Vollzeit-TäƟ gkeit, u.a. in Berlin. 
So verantworten aktuell etwa die HälŌ e der CIOs in 
Bund und Ländern keine weiteren Aufgabenberei-
che. Hier besteht ein enger Zusammenhang zu der 
hierarchischen Ebene: CIOs unterhalb der Staatsse-
kretärsebene sind ausnahmslos Vollzeit-CIOs; CIOs, 
die Staatssekretäre oder Minister sind, verantworten 
zusätzlich zur IT-Steuerung eher weitere PoliƟ kfel-
der. Nur zwei der zehn CIOs im Range eines Staats-
sekretärs sind Vollzeit-CIOs. Allerdings ist auch bei 
den Staatssekretären eine Tendenz zum Vollzeit-CIO 
zu verzeichnen, was der Bedeutung und dem Um-

Tab. 3: Ressortzugehörigkeit 
der IT-Steuerung/des CIO in 
Bund und Ländern

 Ressort Anzahl

Innen 7

Finanzen 6

Staatskanzlei 1

WirtschaŌ 1

Umwelt 1

Energie 1
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fang der Aufgabe angemessen ist. Zwei CIOs haben 
in ihren Ländern ein Ministeramt (Bayern und Hes-
sen), wobei in Hessen das neue Modell eines Co-CIO 
etabliert wurde, der die CIO-Rolle im TagesgeschäŌ  
wahrnimmt.

Anhand der unterschiedlichen Modelle wird die 
duale FunkƟ on der CIO-OrganisaƟ on erkennbar: 
Sie besteht aus poliƟ schem Sendungsbewusstsein, 
strategischer Ausrichtung und Verknüpfung mit po-
liƟ schen Zielen einerseits und der administraƟ ven 
Durchsetzung andererseits (Nissen, Termer, Petsch, 
Müllerleile, & Koch, 2016). So braucht ein poliƟ sch 
sichtbarer CIO die starke Unterstützung aus der Mi-
nisterialverwaltung, damit poliƟ sche Ziele mithilfe 
konkreter Instrumente des Verwaltungshandelns (In-
formaƟ ons-, Beteiligungs- und Entscheidungsrechte 
beispielsweise beim Budget) auch erreicht werden 
können. Ein Beispiel hierfür ist das Bundesland Hes-
sen. Umgekehrt braucht ein administraƟ v ausgerich-
teter CIO wie in Hamburg die poliƟ sche Unterstüt-
zung von höherer Ebene, um IT-Ziele auf poliƟ sche 
Ziele zurückführen zu können und auch im Konfl ikt-
fall mit anderen Ressorts handlungsfähig zu bleiben. 
Demnach lassen sich aus dem Rang des CIO keine 
unmiƩ elbaren Konsequenzen für dessen Einfl uss ab-
leiten. StaƩ dessen erlangt die Achse zwischen einem 
strategisch-poliƟ sch ausgerichteten CIO und einer 
operaƟ v-administraƟ v ausgerichteten CIO-Organisa-
Ɵ on besondere Bedeutung.

In Bezug auf die Ressortzugehörigkeit und die weite-
ren PoliƟ kfelder eines CIOs wird in einigen Ländern 
ein Vorteil in der Zuordnung zum Finanzressort gese-
hen, u.a. aufgrund der engen Verknüpfung mit dem 
Haushalt. Dagegen spricht, dass die IT-Steuerung eng 
mit Zielen der Verwaltungsmodernisierung verknüpŌ  
ist, was eher eine Zuordnung zum Innenressort na-
helegt. Ein CIO in einer Staatskanzlei scheint hinge-
gen nur bedingt geeignet, da diese typischerweise 
nicht über eine AusführungsorganisaƟ on verfügt. 
Das saarländische Beispiel untermauert dies, wo die 
IT-Steuerung von einer nachgeordneten Behörde 
wahrgenommen wird. Weitere fachfremde PoliƟ k-
felder eines CIOs, wie beispielsweise Sport, scheinen 
eher die zeitliche Kapazität und Aufmerksamkeit ei-
nes CIOs zu absorbieren. CIO im Bund oder einem 
Bundesland ist angesichts der heuƟ gen Bedeutung 
der IT eine Vollzeitaufgabe.

Budgetrechte des CIO
Inwieweit ein CIO den IT-Einsatz wirksam steuern 
kann, hängt insbesondere davon ab, wie weitrei-
chend er über IT-Budgets verfügen kann und in wel-
chem Umfang er Standards setzen und deren Ein-
haltung sicherstellen kann (Hunnius, Schuppan, & 
Stocksmeier, 2014). Diese Entscheidungsrechte wur-
den in den letzten Jahren in vielen Ländern gestärkt, 
die bislang eine eher dezentrale IT-Steuerung durch 
die Ressorts aufwiesen. Am deutlichsten wurde die 
Rolle des CIO im Rahmen des Berliner E-Govern-
ment-Gesetzes gestärkt. Der CIO verfügt dort nun-
mehr über ein zentrales IT-Budget, zusammengefasst 
in einem IT-Einzelplan, und bewirtschaŌ et die MiƩ el 
für verfahrens- und verbrauchsunabhängige IT. Dar-
über hinaus kann der CIO umfassende Standards set-
zen und deren Einhaltung wirksam überprüfen. Auch 
weitere Länder haben die IT-Budgets stärker zent-
ralisiert, wenn auch in unterschiedlichem Maße. So 
verfügen Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt, Thü-
ringen und auch Berlin über einen IT-Einzelplan. In 
Hamburg sind die IT-MiƩ el bereits seit vielen Jahren 
zentralisiert. Hier bewerben sich die Ressorts mit ih-
ren Vorhaben um MiƩ el aus dem IT-Budget, so dass 
die Ressourcen innerhalb der Ressorts nicht in Kon-
kurrenz zu anderen Vorhaben stehen. Zentrale IT-
Budgets sind jedoch nicht gleichbedeutend mit einer 
eff ekƟ ven Steuerungswirkung. So wurden IT-MiƩ el 
zwar mancherorts gebündelt, allerdings können die 
Ressorts daraus weitestgehend autonom Bedarfe 
abrufen. Ein solches Arrangement ist nur mit hoher 
Selbstverpfl ichtung der einzelnen Ressorts geeignet, 
die Standardisierungsziele zu erreichen, so dass Inte-
roperabilität und Effi  zienz steigen. CharakterisƟ sches 
Merkmal einer zentralen Budgetsteuerung ist, dass 
der CIO über die Verwendung der HaushaltsmiƩ el 
für Basis- und QuerschniƩ sdienste entscheidet und 
an der Beschaff ung von Fachverfahren beteiligt ist, 
beispielsweise durch einen Genehmigungsvorbehalt. 
Eine lose Budgetsteuerung ist hingegen dadurch ge-
kennzeichnet, dass die Ressorts eigenständig über 
die Verwendung ihrer IT-MiƩ el entscheiden und 
die Standardkonformität sicherstellen oder es keine 
gemeinsamen Standards gibt. Daneben gibt es eine 
Reihe von Mischformen für besƟ mmte IT-MiƩ el. So 
wurde beispielsweise in Bremen zusätzlich zu den IT-
HaushaltsmiƩ eln ein Digitalisierungsbudget für die 
Digitalisierung der Verwaltung bereitgestellt, über 
dessen Verwendung ein ressortübergreifendes Gre-
mium gemeinsam entscheidet.
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Standardisierungsmandat des CIO
Ähnlich heterogen wie die Steuerung des IT-Budgets 
ist auch das Mandat der CIOs zur Standardisierung. 
So können Standards in einigen Ländern nur von ei-
nem ressortübergreifenden Gremium durch Mehr-
heit der Ressorts – teilweise sogar nur einsƟ mmig 
– beschlossen werden. In anderen Ländern verfügt 
der CIO über eine gesetzliche Grundlage, die es er-
möglicht, Standards für den IT-Einsatz umfassend 
einseiƟ g vorzugeben. Allerdings werden solche star-
ken Standardisierungsmandate vom CIO nicht immer 
genutzt, um Standards umfassend vorzugeben und 
durchzusetzen, sondern vielfach als Druck- und Diszi-
plinarmiƩ el gesehen, die nur bei wichƟ gen Themen 
im Konfl ikƞ all eingesetzt werden sollten. 

Erkennbare Unterschiede bestehen auch hinsichtlich 
der InformaƟ ons-, Beteiligungs- und Entscheidungs-
rechte, mit denen ein CIO ausgestaƩ et ist. Diese 
können eher schwach ausgeprägt sein, wenn ein CIO 
bzw. IT-Verantwortlicher eher passiv überwacht, dass 
gewisse IT-Grundsätze eingehalten werden. Deutlich 
größere Einfl ussmöglichkeiten werden dem CIO ein-
geräumt, der über alle IT-Vorhaben informiert wer-
den muss, bis dazu, dass alle IT-InvesƟ Ɵ onen vom 
CIO genehmigt werden müssen. 

Für die ressortübergreifende KoordinaƟ on des IT-
Einsatzes zwischen den IT-Verantwortlichen der Res-
sorts und dem Landes-CIO gibt es in den Ländern 
vielfälƟ ge Gremienstrukturen. Diese Gremien unter-
scheiden sich zwischen den Ländern bzw. dem Bund 
formal dahingehend, welche Hierarchieebene die 
Ressorts darin vertriƩ , mit welcher Verbindlichkeit 
entschieden wird und wie Entscheidungen zustande 
kommen sowie welche Stellung der CIO hat. Aber 
auch weniger formalisierte Aspekte wie die geleb-
te KooperaƟ onskultur sind verschiedenarƟ g ausge-
prägt. In einigen Ländern wurde ein weiteres AbsƟ m-
mungsgremium auf einer Ɵ eferen Hierarchieebene 
eingerichtet. Andere Untersuchungen haben gezeigt, 
dass die Hierarchieebene kaum unmiƩ elbaren Ein-
fl uss darauf zu haben scheint, wie entscheidungsfä-
hig das Gremium ist und wie umfassend demzufolge 
der IT-Einsatz ressortübergreifend koordiniert wird. 
Es zeigte sich, dass hierfür die KooperaƟ onskultur, 
die Stellung des CIO und die InterpretaƟ on des Res-
sortprinzips von größerer Bedeutung sind (Hunnius 
et al., 2014).

Porƞ olio- und Projektmanagement
Innerhalb von GebietskörperschaŌ en wird regel-
mäßig abgeschichtet zwischen der Fach-IT (Fach-
verfahren) einerseits, die in der Verantwortung der 
Ressorts liegt, und der Basis- und QuerschniƩ s-IT 
andererseits, die in der Verantwortung der zentra-
len IT-Steuerung eines CIO liegt. Allerdings ist nicht 
ohne weiteres klar, was Fach-IT ist, da zum einen an 
QuerschniƩ sdienste besondere fachliche Anforde-
rungen bestehen können oder zum anderen durch 
Modularisierung fachliche Elemente aus einem 
Fachverfahren herauslösbar sind, so dass die verblei-
bende IT Basischarakter hat. Zudem müssen auch 
Fachverfahren gewisse übergreifende Standards er-
füllen. Deshalb gibt es neben der Abgrenzung zwi-
schen Fach-IT und Basis- und QuerschniƩ s-IT auch 
ressortübergreifende Gremien für das Porƞ olio- und 
Programmmanagement. Solche Gremien sind auf 
unterschiedlichen hierarchischen Ebenen eingerich-
tet. So tauscht sich in Brandenburg der Ausschuss 
der Ressort InformaƟ on Offi  cer (RIO) auf Referatslei-
terebene aus, während in Berlin die Staatssekretäre 
im IT-Lenkungsrat zusammenkommen. Dabei unter-
scheiden sich sowohl die Entscheidungsmechanis-
men (vorrangig EinsƟ mmigkeit vs. Mehrheitsent-
scheidung) als auch die Rolle des CIO, dem teilweise 
ein Veto-Recht eingeräumt wird. Höherliegende Ebe-
nen dienen in der Regel für die EskalaƟ on von Ent-
scheidungen, über die kein Einverständnis gefunden 
wird. Diese EskalaƟ onsinstanzen sind dann allerdings 
nicht fortlaufend mit IT-Themen befasst und haben 
entsprechend weniger das Gesamtporƞ olio im Blick. 

Analog zu der Abgrenzung von Fach-IT zu Basis- und 
QuerschniƩ s-IT wird die Zuständigkeit für einzelne 
IT-Projekte abgegrenzt. Eine übergreifende Steue-
rung von IT-Projekten aus der CIO-OrganisaƟ on gibt 
es meist nur für Basis- und QuerschniƩ s-IT-Projekte. 
Ein ähnliches Modell wie in einigen Unternehmen, 
wo dezentrale IT-Stellen Teil der zentralen CIO-Orga-
nisaƟ on sind, wurde in Bremen und Schleswig-Hol-
stein etabliert. Hier werden IT-Projektleiter aus der 
CIO-OrganisaƟ on in den Ressort-IT-Projekten einge-
setzt. Ein solches Arrangement scheint gut geeignet, 
um eine hohe IT- und Methodenkompetenz, eine ko-
härente Gesamtsteuerung und eine verbindliche 
Standardkonformität in allen IT-Projekten einer Ver-
waltung sicherzustellen.
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InnovaƟ onsmanagement
Mit unterschiedlicher Bewusstheit und unterschied-
lichem Stellenwert wird IT-basierte InnovaƟ on aus 
der CIO-OrganisaƟ on vorangetrieben. OŌ mals wird 
auf lokale Strukturen aus wissenschaŌ lichen For-
schungs- und Beratungseinrichtungen zurückgegrif-
fen, mit denen mehr oder weniger eng zusammen 
gearbeitet wird. So fi nanziert beispielsweise Bremen 
eine eigene SƟ Ō ungsprofessur für E-Government 
und arbeitet eng mit Forschungseinrichtungen zu-
sammen. Mit gesonderten organisatorischen For-
maten, wie beispielsweise Government Labs, Digital 
Hubs, Inkubatoren und Akzeleratoren, die in ande-
ren Staaten experimentell erprobt werden (Tõnurist, 
KaƩ el, & Lember, 2015), gibt es in Deutschland bis-
lang kaum Erfahrungen, wenn man von einigen Er-
probungsräumen wie Metropolregionen absieht. Die 
strategische Zusammenarbeit mit der Industrie, um 
gezielt MarkƟ nnovaƟ on zu nutzen, wird, wenn über-
haupt, im wirtschaŌ sorienƟ erten E-Government ge-
sucht (Stocksmeier, Brüggemeier, Grether, Hunnius, 
& Schuppan, 2017), beispielsweise indem off ene 
SchniƩ stellen angeboten werden, darüber hinaus 
jedoch kaum.

Bündelung und Steuerung des IT-Betriebs
Neben der Bündelung der IT-Nachfrage ist die Konso-
lidierung des IT-Betriebs ein aktueller Schwerpunkt 
der IT-Steuerung. Den IT-Betrieb zu zentralisieren 
und zu konsolidieren birgt hohe Effi  zienzpotenzia-
le im Vergleich zu einem dezentralen und dispara-
ten Betrieb. GleichzeiƟ g erlangen die IT-Stellen der 
Ressorts damit den notwendigen Freiraum für Ge-
staltungsaufgaben, bei der sie ein Dienstleister für 
die Ressortdigitalisierung unterstützt. Vor diesem 
Hintergrund ist die IT-Konsolidierung überall im öf-
fentlichen Sektor virulent. So wird die IT der Bundes-
verwaltung aktuell in einem großen IT- und Organisa-
Ɵ onsprojekt zusammengeführt. Die Konsolidierung 
ist hier auf einem guten Weg und die notwendigen 
Beschlüsse wurden getroff en, auch mit großer poliƟ -
scher Unterstützung durch das Parlament, insbeson-
dere des Haushaltsausschusses. GleichzeiƟ g darf ein 
solcher Dienstleister nicht überfrachtet werden und 
muss lieferfähig bleiben, so dass die Umsetzungs-
qualität nicht darunter leidet. Dies ist in erster Linie 
eine Frage der WertschöpfungsƟ efe. Zwar sind die 
Anbieter durch den sog. Anbieterrat bei der IT-Kon-
solidierung im Bund beteiligt, was eine schnelle Fo-

kussierung ermöglicht; die Frage, welche Leistungen 
der Staat selbst erbringen will und wo MarkƟ nnovaƟ -
on und -effi  zienz genutzt werden sollte, ist allerdings 
nicht abschließend geklärt. Interne Konsolidierung 
muss nicht gleichbedeutend mit Insourcing sein.

In den Ländern gibt es zumeist seit den 1960’er 
Jahren Landes-IT-Dienstleister, die den Betrieb 
bündeln, teilweise sogar länderübergreifend (Hun-
nius & Schuppan, 2012). Allerdings ist der Betrieb 
unterschiedlich umfassend zentralisiert, standar-
disiert und konsolidiert. Deshalb haben in den letz-
ten Jahren mehrere Länder einen Anschluss- und 
Benutzungszwang zumindest für besƟ mmte Infra-
strukturen und Basis- und QuerschniƩ sdienste be-
schlossen (u.a. Berlin, Saarland). Zwar erleichtert 
ein Anschluss- und Benutzungszwang zunächst die 
Zentralisierung und hierbei ein konzerƟ ertes und 
geplantes Vorgehen; behalten die Nutzer allerdings 
die Entscheidungsfreiheit über die Art der Leistung, 
ergeben sich kaum unmiƩ elbare Vorteile für die 
Konsolidierung. Eine Zentralisierung des IT-Betriebs 
ist nicht gleichzusetzen mit dessen Standardisierung 
und Konsolidierung. Der zentrale Betrieb einer hete-
rogenen IT-LandschaŌ  schöpŌ  weder die Effi  zienz- 
noch die Eff ekƟ vitätspotenziale voll aus. StaƩ dessen 
droht ein IT-Dienstleister durch den Anschluss- und 
Benutzungszwang gegebenenfalls seine Dienstleis-
tungsorienƟ erung zu verlieren. Unabhängig von der 
tatsächlichen Leistungsfähigkeit des IT-Dienstleisters 
scheint die Zufriedenheit der Nutzer gering und die 
ReputaƟ on des IT-Dienstleisters in der Folge darun-
ter zu leiden. Wenn überhaupt, dann scheint ein 
Anschluss- und Benutzungszwang für ausgewähl-
te Dienste ratsam, bei denen damit aber auch eine 
Standardisierung einhergehen muss.

In den meisten Ländern führt der CIO gleichzeiƟ g 
die Aufsicht über den IT-Dienstleister der Landesver-
waltung. Damit ist der CIO in einer Doppelrolle: Er 
steuert, standardisiert und bündelt die IT-Nachfrage 
und nimmt dabei die KundenperspekƟ ve ein; ande-
rerseits ist er Vorsitzender des Verwaltungs- bzw. 
Aufsichtsrates, der das Eigentümer- und Unterneh-
mensinteresse vertriƩ . Beide PerspekƟ ven sind nicht 
zwangsläufi g widerspruchsfrei, bergen aber die 
Möglichkeit, eine angebots- und nachfrageseiƟ ge 
Klammer um den IT-Einsatz in einem Land zu bilden.

21



Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?

Föderale IT-KooperaƟ on
Der im Jahr 2010 konsƟ tuierte IT-Planungsrat sollte 
die Entscheidungsfähigkeit der ebenenübergreifen-
den KoordinaƟ on erhöhen. Allerdings blieben die 
Wirkungen, die das Gremium erzielen konnte, auch 
nach der Findungsphase hinter den Erwartungen zu-
rück. Die notwendige Arbeitsebene, die mit der Maß-
nahme Föderale IT-KooperaƟ onen (FITKO) geschaf-
fen werden sollte, ist auch nach etwa fünł ährigem 
Bemühen bislang nicht erfolgreich abgeschlossen 
worden. Vor diesem Hintergrund wurde Ende des 
Jahres 2016 eine Verfassungsänderung und das ein-
fachgesetzliche Begleitgesetz, das Onlinezugangsge-
setz (OZG), als Teile des Bund-Länder-Finanzpaktes 
auf den Weg gebracht. Das im ersten Halbjahr 2017 
beschlossene Gesetzespaket ergänzt den ArƟ kel 91c 
GG, verpfl ichtet Bund und Länder ihre Verwaltungs-
leistungen innerhalb von fünf Jahren online anzu-
bieten, ihre Portale in einem Verbund zu vernetzen 
und räumt dem Bund das Recht ein, im Benehmen 
mit den Ländern verbindliche Standards zu setzen. 
Noch enger wirken Bund und Länder bei der IT der 
Steuerverwaltung zusammen, was im Gesetz über 
die Koordinierung der Entwicklung und des Einsatzes 
neuer SoŌ ware der Steuerverwaltung (KONSENS) 
auf die gesetzliche Ebene gehoben wurde (Schall-
bruch, 2017). Ebenso wird die Polizei-IT auf Basis des 
novellierten Gesetzes über das Bundeskriminalamt 
(BKA-Gesetz) umfassend modernisiert, wobei das 
BKA künŌ ig zentrale FunkƟ onen bereitstellt. Damit 
verschiebt sich das föderale Gefüge der IT-Steuerung 
hin zum Bund. Bislang ist noch nicht absehbar, wie 
sich die gesetzlichen Änderungen auf die Rolle des 
IT-Planungsrates auswirken und welche Konsequen-
zen sich für die Länder und deren Zusammenarbeit 
mit ihren Kommunen ergeben.

Mehrere Länder haben die Zusammenarbeit mit ih-
ren Kommunen analog dem IT-Planungsrat insƟ tuƟ o-
nalisiert. So wurde in Baden-WürƩ emberg der IT-Ko-
operaƟ onsrat eingerichtet, in dem unter dem Vorsitz 
des CIO Vertreter von Land, Kommunen und deren 
jeweiliger IT-Dienstleister die ebenenübergreifenden 
Aspekte des IT-Einsatzes absƟ mmen. Das Gremium 
kann u.a. Empfehlungen zu IT-Standards und IT-Inf-
rastrukturen aussprechen. Ähnliche Gremien gibt es 
in etwa der HälŌ e der Länder, u.a. in Sachsen und 
Bayern und Baden-WürƩ emberg, wobei sie unter-
schiedlich insƟ tuƟ onalisiert sind. Während der IT-Ko-
operaƟ onsrat in Baden-WürƩ emberg auf Basis des 
E-Government-Gesetzes gegründet ist, haben das 
Land Bayern und die kommunalen Spitzenverbände 

eine Vereinbarung geschlossen, den sog. eGovern-
ment-Pakt. Die Länder-Kommunen-KooperaƟ ons-
gremien sind regelmäßig Beratungsgremien, die kei-
ne bindenden Entscheidungen treff en können, und 
auch die Standards, die für die Landesverwaltung 
gelten, haben regelmäßig nur Empfehlungscharakter 
für die Kommunen, um keine Konnexität und damit 
Kostenfolgen für die Länder auszulösen. Dadurch ge-
lingt allerdings auch die Standardisierung und Kon-
solidierung der Kommunal- und Landes-IT innerhalb 
eines Landes nur schwer. 

Hierfür scheinen Länder gut aufgestellt zu sein, 
in denen die kommunale IT landesweit in großem 
Umfang von einem leistungsfähigen gemeinsa-
men Dienstleister betrieben wird, der eng mit der 
Landesverwaltung kooperiert. So bedient die An-
stalt für Kommunale Datenverarbeitung in Bayern 
(AKDB) landesweit IT-Bedarfe der Kommunen und 
die Datenzentrale Baden-WürƩ emberg (DZBW) als 
Teil des kommunalen Datenverarbeitungsverbunds 
bündelt den IT-Betrieb der Kommunen, wobei der 
Landes-CIO hier sogar die Rechtsaufsicht über die 
Anstalt führt. In Schleswig-Holstein wurde der um-
gekehrte Weg gewählt, indem sich die Kommunen 
an dem länderübergreifenden IT-Dienstleister Da-
taport beteiligt haben. Dafür wurde der IT-Verbund 
Schleswig-Holstein gegründet, dessen Träger über 
70 Kommunen sind und der die HälŌ e des schleswig-
holsteinischen Anteils am Stammkapital Dataports 
hält. Der Dienstleister soll dadurch zusätzlich zur 
Landes-IT in noch größerem Umfang auch die kom-
munale IT betreiben. Allerdings ist der Bündelungs-
grad des kommunalen IT-Betriebs und das Verhältnis 
zu der jeweiligen Landesverwaltung unterschiedlich 
ausgeprägt (msg systems ag, 2015). So gibt es in 
Nordrhein-Wesƞ alen die größte Anzahl kommunaler 
IT-Dienstleister, die zwar zu einem großen Teil unter 
dem Dachverband Kommunale Datenverarbeitung 
Nordrhein-Wesƞ alen (KDN) organisiert sind und ko-
operieren, aber deren GeschäŌ sführer letztlich dem 
jeweiligen Unternehmen und der eigenen Verbands-
versammlung rechenschaŌ spfl ichƟ g sind. Eine stark 
verteilte und weitgehend eigenständige kommunale 
IT kann nur schwer übergreifend gesteuert werden 
und die Konsolidierungspotenziale heben.

Bei der föderalen IT-KoordinaƟ on muss auch die eu-
ropäische Ebene in größerem Umfang mitbeachtet 
werden. Die europäische Kommission hat bereits 
in der Vergangenheit wesentliche Impulse gegeben 
und Vorgaben für die Digitalisierung der Verwaltung 
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beschlossen, u.a. mit der EU-Dienstleistungsrichtli-
nie, im Bereich eJusƟ ce und mit der eIDAS-Verord-
nung. Aktuell treibt sie die Themen Once Only und 
Single Digital Gateway voran, wozu bereits ein Ver-
ordnungsentwurf vorgelegt wurde. Bei der Koordi-
naƟ on des IT-Einsatzes in Richtung Europa stellen 
sich die gleichen Fragen wie innerhalb Deutschlands, 
insbesondere zwischen fachlicher Spezialisierung 
einerseits und fachübergreifender KoordinaƟ on an-
dererseits. So führen Vorgaben der Europäischen 
Kommission u.a. im Bereich JusƟ z und Umwelt 
dazu, dass eher versäulte IT-Strukturen entstehen, 
die zwar innerhalb der PoliƟ kfelder europaweit ver-

netzt, aber zwischen den PoliƟ kfeldern nicht ausrei-
chend harmonisiert sind. Aktuell ist das BMI für die 
Koordinierung europäischer und internaƟ onaler An-
gelegenheiten der IT und Digitalisierung zuständig, 
wobei die Fachministerkonferenzen die Europaange-
legenheiten ihrer PoliƟ kfelder auch beim Thema Di-
gitalisierung koordinieren. Dadurch ist die Aufgaben-
abgrenzung nicht immer überschneidungsfrei und 
mit dem 2012 eingerichteten eJusƟ ce-Rat sind sogar 
Parallelstrukturen zum IT-Planungsrat entstanden. Je 
besser die föderalen Strukturen innerhalb Deutsch-
lands koordiniert werden, desto anschlussfähiger ist 
die deutsche digitale Verwaltung an Europa.

3.3 Zwischenfazit: Herausforderungen der Digitalisierung für die 
IT-Steuerung in der Verwaltung

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in 
mehreren Ländern und im Bund die CIO-Rolle in 

den letzten Jahren geschärŌ  wurde, mit stärker ko-
difi zierten Entscheidungsrechten u.a. in Berlin und 
in Baden-WürƩ emberg. Die hohe Aufmerksamkeit 
für die Digitalisierung rückt auch die Digitalisierung 
der Verwaltung stärker ins Blickfeld der poliƟ schen 

Diskussion und verschaŏ   dem Thema größere Sicht-
barkeit. Allerdings scheint bei der Digitalisierung der 
Verwaltung nach wie vor die Effi  zienz des IT-Einsat-
zes stärker im Fokus zu stehen als die strategische 
InnovaƟ on, was an der Bedeutung von Themen wie 
Standardisierung und Konsolidierung deutlich wird. 
Technologische InnovaƟ on, Agilität und Weiterent-
wicklung des GeschäŌ smodells aber – was bei der 
Digitalisierung in Unternehmen eine größere Rolle 
spielt – hat bei den CIOs der öff entlichen Verwaltung 

dagegen nachrangigen Stellenwert. Zwischen der Di-
gitalisierung von WirtschaŌ  und GesellschaŌ  – der 
sich die neu geschaff enen Digitalisierungsministeri-
en widmen – und der Steuerung der Verwaltungs-IT 
– der klassischen CIO-Aufgabe, verbleibt eine Lücke, 
die in Unternehmen von CDOs geschlossen werden 
soll. Bislang ist unklar, ob die Digitalisierungsministe-

rien diese Rolle ausfüllen oder ob 
sie von CIOs ausgefüllt wird, die 
sich auch als CDO verstehen.

Die aktuell diskuƟ erten Modelle 
zur Steuerung und KoordinaƟ on 
der Digitalisierung – ob als Staats-
minister im Bundeskanzleramt 
oder in einem Digitalisierungsmi-
nisterium – schenken der Digitali-
sierung der Verwaltung eher am 
Rande Beachtung. Dadurch be-
steht die Gefahr, dass die Digitali-
sierung der Verwaltung zwischen 
Industrie 4.0, Smart Health und 

Smart Mobility hinunter fällt, sofern sie keine eigen-
ständige Sichtbarkeit bewahrt bzw. erhält. Zwar ha-
ben jene Länder, die in den letzten zwei Jahren X-, 
Y- und Digitalisierungsministerien etabliert haben, 
dem Ressort auch die CIO-PosiƟ on zugewiesen, was 
jedoch zu teilweise unüblichen Ressortzugehörig-
keiten des CIO geführt hat (z.B. im Umweltressort). 
Gleichsam liegt eine Chance darin, die Digitalisierung 
der Verwaltung und die Digitalisierung von Wirt-
schaŌ  und GesellschaŌ  integriert zu betrachten und 

Abb. 3: Einfl ussbereiche von CDO und CIO
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so gezielt digitale Subsidiarität und MarkƟ nnovaƟ on 
in ein bislang wenig dynamisches Feld zu bringen.

Markante Unterschiede zwischen der CIO-Rolle in 
der PrivatwirtschaŌ  und dem öff entlichem Sektor 
sind größtenteils eine Folge der weitestgehend be-
kannten sektoralen Unterschiede, wie u.a. der poli-
Ɵ schen RaƟ onalität (Bogumil, 2003), dem unterent-
wickelten InnovaƟ onstreiber WeƩ bewerb (Wegener, 
2002) sowie verfassungs- und öff entlich-rechtlicher 
Prinzipien wie dem Bundesstaats- und dem Ressort-
prinzip bzw. dem Jährlichkeitsprinzip öff entlicher 
Haushalte (Müller, Leibinger, & Wiesner, 2017), dem 
Vergaberecht uvam. Besondere Relevanz bei der Di-
gitalisierung erlangen diese Unterschiede mit Blick 
auf stark verteilte Entscheidungsrechte zwischen 

Ressorts und föderalen Ebenen, innovaƟ onshem-
mende Erfolgszwänge und mangelnde Fehlerkultur, 
wonach kein Projekt scheitern darf und folglich alles 
Erfolge sind, sowie fehlende Flexibilität durch lang-
wierige Entscheidungsprozesse der poliƟ sch-admi-
nistraƟ ven Aushandlung mit starren langfrisƟ gen 
Strategien und Regierungsprogrammen.

Im folgenden Kapitel werden die idenƟ fi zierten Bau-
steine einer modernen IT-Steuerung kurz skizziert 
und zwei Modelle vorgeschlagen, die die IT-Steue-
rung konsistent mit der Steuerung der Digitalisierung 
verknüpfen.

Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?
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4 Gestaltungsmöglichkeiten der Steuerung der 
Digitalisierung und IT im öff entlichen Sektor

Vor dem Hintergrund der empirischen Ergebnisse, 
beispielgebender Ansätzen in einigen Bundes-

ländern und in der WirtschaŌ  sowie der poliƟ schen 
Ziele lassen sich wesentliche Bausteine moderner 
Steuerung von Digitalisierung und IT ableiten. Da-
bei lassen sich drei Digitalisierungs- und damit auch 
Steuerungsobjekte voneinander unterscheiden: Die 
(1) Digitalisierung von WirtschaŌ , Staat und Gesell-
schaŌ  insgesamt, die (2) Digitalisierung der Verwal-
tung und die (3) IT der Verwaltung. 

Die Digitalisierung „nach außen“ umfasst nicht nur 
die InternetwirtschaŌ , sondern alle Branchen vom 
Maschinenbau über Automobilindustrie und Ge-
sundheitswirtschaŌ  bis hin zum gesellschaŌ lichen 

und familiären Zusammenleben vor dem Hinter-
grund der Digitalisierung. Die Digitalisierung der Ver-
waltung („nach innen“) umfasst den – miƩ lerweile 
veraltet scheinenden – Begriff  e-AdministraƟ on und 
die e-Services der Verwaltung an der SchniƩ stelle zu 
Bürgern und Unternehmen. Die Bausteine moder-
ner Steuerung von Digitalisierung und IT können in 
unterschiedlichen Modellen konfi guriert werden, 
wobei einige wichƟ ge Gestaltungsmerkmale unab-
hängig vom konkreten Modell zu beachten sind. In 
Kapitel 4.1 werden die wesentlichen Bausteine kurz 
beschrieben und herausgestellt, was jeweils model-
lunabhängig bei der Umsetzung zu beachten ist. In 
Kapitel 4.2 werden die Bausteine auf unterschiedli-
che Modelle bezogen weiter konkreƟ siert.

4.1 Bausteine moderner Steuerung von Digitalisierung und IT

Auf Basis der Untersu-
chungsergebnisse und 

SystemaƟ sierungen in der 
analysierten Literatur, lassen 
sich sechs Bausteine moder-
ner Steuerung von Digitali-
sierung und IT unterscheiden 
(siehe Abb. 4). Die einzelnen 
Bausteine werden in den fol-
genden Unterkapiteln kurz 
näher beschrieben und an-
schließend in Kapitel 4.2 auf 
die zwei aktuell poliƟ sch 
diskuƟ erten Modelle – Digi-
talisierungsministerium und 
Staatsminister für Digitalisie-
rung im Bundeskanzleramt – bezogen.

Abb. 4: Bausteine moderner IT-Steuerung

4.1.1 Zusammenspiel zwischen Digitali-
sierung, Digitalisierung der Ver-
waltung und IT

 Unabhängig davon, ob es einen Digitalisierungs-
minister oder einen Staatsminister für Digita-
lisierung im Kanzleramt geben wird, braucht 
Deutschland einen Chief Digital Offi  cer, der sich 
der digitalen TransformaƟ on der Verwaltung mit 
gleichem Stellenwert neben der Digitalisierung 

von WirtschaŌ  und GesellschaŌ  annimmt, ihr po-
liƟ sche Sichtbarkeit verschaŏ  , Verwaltungsinno-
vaƟ on vorantreibt und das GeschäŌ smodell der 
Verwaltung aus dem 19. Jahrhundert in das 21. 
Jahrhundert überträgt.

  Der CDO verantwortet die Digitalisierungsstrate-
gie für WirtschaŌ , GesellschaŌ  und Verwaltung. 
Eine solche Gesamtstrategie erzeugt ein integ-
riertes Gesamtbild, das über eine Sammlung un-
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terschiedlicher Ressortstrategien oder gar -pro-
jekte hinausgeht. Es zeigt sich, dass die digitale 
Verwaltung neben einem CDO weiterhin einen 
Vollzeit-CIO braucht, wie er auf Bundesebene be-
reits etabliert ist, der die IT-Plaƪ  orm bereitstellt 
und weiterentwickelt und die Digitalisierung der 
Verwaltung umsetzt. Während der CDO der Vor-
denker und Promotor ist, ist der CIO der Gestalter 
und Umsetzer.

  Ein Bundes-CDO – ob mit eigenem Ministerium 
oder Staatsminister – wird allein kaum in der Lage 
sein, die digitale TransformaƟ on der Verwaltung 
insgesamt voranzubringen. Die Digitalisierung 
ist ein solch grundlegender und weitreichender 
Wandel mit QuerschniƩ scharakter, dass die Ver-
waltung ihn nur gemeinsam mit allen Behörden 
ressort- und ebenenübergreifend bewälƟ gen 
kann. Demnach sollten nicht jegliche Digitalisie-
rungskompetenzen aus den Ressorts herausgelöst 
werden, sondern das richƟ ge Maß von KoordinaƟ -
on und Unterstützung ermöglicht werden. Gleich-
zeiƟ g muss ein CDO wirksame InnovaƟ onsimpulse 
setzen können, um spürbare Ergebnisse zu erzie-
len.

 CDO und CIO sind auf Partner in den Ressorts an-
gewiesen, die die fachliche Übersetzungsleistung 
erbringen. Beispielgebend ist hierfür die Projekt-
gruppe Digitale GesellschaŌ  im Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ). Ein solcher Bereich kann die Metho-
den und Werkzeuge der Digitalisierung nutzen, 
die Fachbereiche des eigenen Hauses inhaltlich 
abholen und als Promotor im Haus den Wandel 
gestalten.

  Für die digitale TransformaƟ on der Verwaltung ist 
das Verhältnis von CDO und CIO entscheidend. 
Beide Rollen greifen ineinander. Sie müssen des-
halb eng miteinander abgesƟ mmt agieren, damit 
die Verwaltung sich mit ihrer IT in die Ökosyste-
me von WirtschaŌ  und GesellschaŌ  integriert und 
InnovaƟ onsimpulse aus der CDO-OrganisaƟ on in 
der CIO-OrganisaƟ on aufgegriff en werden, wenn 
sie den erforderlichen Reifegrad erreicht haben. 
InnovaƟ on und TransformaƟ on (CDO) einerseits 
und Eff ekƟ vität und Effi  zienz in der Umsetzung 
(CIO) andererseits dürfen kein zu starker Gegen-
satz sein. Deshalb ist eine enge Achse zwischen 
beiden Rollen notwendig, die möglicherweise in 
einem Ressort zusammengeführt sein können.

4.1.2 PoliƟ sch-organisatorische Gestal-
tung: Rang, Ressort und organisa-
torischer Unterbau

  Grundsätzlich gilt, dass die öff entliche Verwaltung 
zu sehr dazu neigt, Modernisierung von der Auf-
bauorganisaƟ on her zu denken. Bei der poliƟ sch-
organisatorischen Gestaltung sollten die Abläufe 
und Prozesse im Vordergrund stehen und die 
Auĩ auorganisaƟ on nachfolgen („form follows 
funcƟ on“). Folglich leiten sich die hierarchischen 
PosiƟ onen eines CDO und eines CIO aus den be-
absichƟ gten Zielen ab. Auch die Ressortzugehö-
rigkeit ist weniger bedeutsam und folgt eher einer 
inhaltlichen Akzentuierung.

 Soll ein CIO die Themen InformaƟ onstechnik und 
Digitalisierung der Verwaltung poliƟ sch sichtbar 
vertreten können und im Zusammenspiel mit den 
anderen Ressorts durchsetzungsfähig sein, hat es 
sich als hilfreich gezeigt, dass er mindestens den 
Rang eines Staatssekretärs hat. GleichzeiƟ g muss 
er angesichts der Bedeutung und des Umfangs 
der Aufgaben mit voller zeitlicher Kapazität dafür 
zur Verfügung stehen.

 Die Ressortzugehörigkeit eines CIO ist eher weni-
ger relevant. Allerdings gibt es im Finanzressort 
(Haushalt) und Innenministerium (Verwaltungs-
modernisierung, OrganisaƟ on, IT-Sicherheit) Auf-
gabenzusammenhänge, die diese beiden Ressorts 
für die Zuordnung des CIO geeignet erscheinen 
lassen. Ein CIO sollte nicht im Bundeskanzleramt 
bzw. in der Staatskanzlei verortet werden, die ty-
pischerweise keine operaƟ ven Aufgaben ausfüh-
ren.

 Auch ein CDO, der eine noch stärker poliƟ sche 
FunkƟ on hat als der CIO, sollte mindestens den 
Rang eines Staatssekretärs haben. Ein Staatsmi-
nister ist als CDO bedingt geeignet, da Staatsmi-
nister als parlamentarische Staatssekretäre in 
der Regel – abgesehen von der Kulturstaatsmi-
nisterin – über keinen größeren Verwaltungsap-
parat verfügen. Sollte der CDO dem Kanzleramt 
zugeordnet werden, dann sollte er deshalb als 
Bundesminister für besondere Aufgaben ernannt 
werden. Das sichert nicht nur einen Platz am Kabi-
neƩ sƟ sch, sondern auch die ausreichende Kapa-
zität und Einbindung in die ExekuƟ ve, da der CDO 
keine Teilzeit-Rolle mit RepräsentaƟ onscharakter 
werden darf.

Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?
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  Der CDO braucht in seiner OrganisaƟ on einen ei-
genen Strategie-Bereich sowie einen Bereich für 
die Koordinierung der Digitalisierungsvorhaben 
der Ressorts. Damit ein CDO tatsächlich Innova-
Ɵ on iniƟ ieren und unterstützen kann, wie es die 
Digital Hubs für die WirtschaŌ  des BMWi bereits 
heute tun, verantwortet er zusätzlich InnovaƟ -
onslabore für die Verwaltung, die außerhalb der 
RegelorganisaƟ on in enger Zusammenarbeit mit 
Forschungseinrichtungen und der IT-WirtschaŌ  
Potenziale neuer Technologien erschließen (siehe 
Kapitel 4.1.5).

 Die CIO-OrganisaƟ on umfasst ein ähnliches Auf-
gabenporƞ olio, wie es sich bereits heute auf 
Bundesebene zusammensetzt, u.a. mit den The-
men Staats- und Verwaltungsmodernisierung, 
IT-Sicherheit, Datenschutz und Datensicherheit. 
Allerdings sollte darüber nachgedacht werden, 
die Trennung zwischen dem IT- und dem Organi-
saƟ onsbereich aufzuheben. StaƩ dessen scheint 
eine Teilung zwischen der Steuerung der Bundes-
IT einerseits und der KoordinaƟ on der föderalen 
IT andererseits vielversprechend, bei denen der 
CIO eine unterschiedliche Rolle spielt. BSI und 
ITZBund sind nachgeordnete Behörden im Ge-
schäŌ sbereich des CIO. Empfehlenswert ist zu-
dem eine Zuständigkeit für OrganisaƟ onsverän-
derungen im Sinne einer Staatsmodernisierung. 
Ein solches verwaltungspoliƟ sches Gestaltungs-
mandat ist hilfreich, damit der CIO nicht nur die IT 
der Verwaltung modernisieren kann, sondern die 
Verwaltung insgesamt. 

 Es braucht darüber hinaus eine neue Form der 
Aufgabenteilung und Zusammenarbeit zwischen 
der CIO-OrganisaƟ on und den dezentralen IT-Stel-
len sowie den IT-Dienstleistern der Verwaltung 
und der IT-WirtschaŌ . Ein dezentraler IT-Betrieb 
entspricht kaum noch den Möglichkeiten und An-
forderungen an moderne Technologien, wie ins-
besondere Effi  zienz und IT-Sicherheit. Auch wan-
deln sich die Aufgaben und die Rolle der IT-Stellen 
der Ressorts und Behörden von Serviceeinheiten 
für „Mail und Maus“ zu Experten für die Digita-
lisierung fachlicher Kernprozesse, den erst einige 
weitgehend vollzogen haben, weil ihnen hierfür 
die Gestaltungsfreiheit fehlt. 

 Als Gremium für die ressortübergreifende Koor-
dinaƟ on des Bundes sollte unabhängig von Rang 
und Ressortzuordnung von CDO und CIO ein Ka-
bineƩ sausschuss Digitalisierung eingerichtet wer-

den. Beide brauchen Ansprechpartner auf Augen-
höhe in den Ressorts, die auch im eigenen Haus IT 
strategisch steuern. Ein DigitalisierungskabineƩ , 
bei dem zwei Mal jährlich das gesamte KabineƩ  
zu einem themaƟ schen Schwerpunkt zusammen 
kommt (Demographie, NachhalƟ gkeit oder Digita-
lisierung), enƞ altet nach bisherigen Erfahrungen 
beschränkte Wirkung. Auf Staatssekretärsebene 
koordiniert ein weiterentwickelter IT-Rat unter 
gemeinsamer Leitung von CDO und CIO die Res-
sortvorhaben. Im Parlament begleitet, befeuert 
und kontrolliert ein federführender Ausschuss für 
Digitalisierung die Digitalisierung der ExekuƟ ve.

 Die Gremienstruktur für die ebenenübergreifende 
KoordinaƟ on ist hingegen stärker modellabhän-
gig. Der IT-Planungsrat scheint modellunabhängig 
für die föderale KoordinaƟ on hilfreich, wobei die 
EinbeƩ ung in das Steuerungsgesamtarrangement 
variiert. So oder so braucht der IT-Planungsrat FIT-
KO als Arbeitsebene, damit er wirkungsmächƟ ger 
wird.

Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?

4.1.3 Ressourcen: Budget und 
Personal

 Damit CIO und CDO eine hohe Wirkung erzielen 
können, brauchen beide eine entsprechende 
BudgetausstaƩ ung. Der CDO verfügt über ein 
InnovaƟ ons- und Digitalisierungsbudget, über 
dessen Verwendung zumindest teilweise der Ka-
bineƩ sausschuss mitentscheiden kann, um fi nan-
zielle KooperaƟ onsanreize für die Ressorts zu set-
zen. Er sollte zudem über ein Vetorecht verfügen, 
um in begründeten Fällen Vorhaben der Ressorts 
zu unterbinden, die der Gesamtstrategie zuwider-
laufen. Der CIO verantwortet das IT-Budget, das 
sich aus dem IT-Gesamtbudget des Bundes und 
dem IT-Budget für die föderale IT und digitale Inf-
rastrukturen zusammensetzt. 

 Damit der CIO den IT-Einsatz wirksam steuern 
kann, benöƟ gt der die entsprechende Finanz-
verantwortung. In einem zentralen IT-Budget 
könnten die MiƩ el für Infrastruktur sowie Basis- 
und QuerschniƩ sdienste der Bundesverwaltung 
veranschlagt werden, während die IT-MiƩ el für 
Fachverfahren an die Ressorts übertragen wer-
den bzw. dort verbleiben. Für übertragene Mit-
tel gilt ein Genehmigungsvorbehalt des CIO, der 
Beschaff ungen der Ressorts auf Standardkonfor-
mität prüŌ . Zudem verfügt die CIO-OrganisaƟ on 
über ein Projektbudget, das zusätzlich zum zen-
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tralen IT-Budget für Infrastrukturen, Basis- und 
QuerschniƩ sdienste bereit steht. 

  Der CIO digitalisiert die Verwaltung nicht ohne 
die übrigen Ressorts. Er stellt den Ressorts einen 
„KooperaƟ onsbaukasten“ und Projektleiter für 
die Umsetzung von Digitalisierungsvorhaben für 
föderales E-Government bereit und berät bei Re-
gulierungsvorhaben von Beginn an mit Methoden 
zur vollzugssensiblen Regulierung und Vollzugs-
planung. Zu dem KooperaƟ onsbaukasten gehö-
ren technische Infrastrukturen, Methoden und 
Standards sowie organisatorische und rechtliche 
Elemente, wie Verwaltungsvereinbarungen. Das 
Modell, Change- und Projektmanagementkom-
petenzen bereitzustellen, hat sich in den Ländern 
bewährt. Ein solcher Pool von Programm- und 
Projekt-Managern, die ressortübergreifend zur 
Verfügung gestellt werden, müsste nicht im Mi-
nisterium vorgehalten werden, sondern könnte 
beispielsweise im Kompetenzzentrum Großpro-
jektmanagement (CC GroßPM) beim BVA zusam-
mengefasst sein. 

  Der CDO verfügt eigenständig über den Anteil 
des InnovaƟ ons- und Digitalisierungsbudgets für 
InnovaƟ onsprojekte der InnovaƟ on Labs und die 
Hub Agency inkl. der Digital Hubs. Auf den Anteil 
des InnovaƟ ons- und Digitalisierungsbudgets, 
über den der KabineƩ sausschuss entscheidet, 
können sich die Ressorts mit Vorhaben bewerben 
bzw. Vorschläge der InnovaƟ onslabore ausge-
wählt werden.

 Die CDO- (und die CIO-)OrganisaƟ on sollte(n) 
nicht kompleƩ  die Digitalisierungskompetenz und 
das Personal aus den übrigen Ressorts absorbie-
ren, damit dort kompetente Partner für die Um-
setzung verbleiben. StaƩ dessen koordiniert und 
unterstützt der Chief Digital Offi  cer die Ressorts 
bei der Digitalisierung. Hierfür bieten sich Pro-
jektgruppen an, die nicht eins zu eins die Ressort-
struktur widerspiegeln, sondern daran angelehnt 
themaƟ sch strukturiert sind, beispielsweise nach 
Bündeln von Lebenslagen (Hunnius, Schuppan, & 
Stocksmeier, 2015) und GeschäŌ slagen (Stocks-
meier et al., 2017). Die Projektgruppen beraten 
und unterstützen die Fachressorts. Sie koordi-
nieren die Digitalisierungsstrategien der Ressorts 
innerhalb der übergreifenden Digitalisierungsstra-
tegie und übernehmen eine MiƩ lerfunkƟ on zwi-
schen den Ressorts und den InnovaƟ onslaboren.

4.1.4 Architektur-, Porƞ olio- und 
Projektmanagement

  CDO und CIO verantworten gemeinsam das Port-
foliomanagement der digitalen Verwaltung. Der 
CDO verantwortet das InnovaƟ onsporƞ olio (bey-
ond government, siehe Abbildung 3 Einfl ussbe-
reiche von CDO und CIO). Darin werden in den 
InnovaƟ onslaboren von interdisziplinären Teams 
neue Konzepte und Technologien auf Aufgaben 
und Prozesse im öff entlichen Sektor bezogen, 
GeschäŌ smodelle und Fachthemen neu gedacht, 
Prototypen entwickelt, getestet und evaluiert. 
Bewähren sich die Ansätze und erlangen Projekt-
reife, werden Projektvorschläge erarbeitet, die 
einen gemeinsamen Filter von CIO und zuständi-
gem Fachressort durchlaufen und anschließend 
verworfen oder weiterentwickelt werden oder 
in das Projekt-Porƞ olio (change the government) 
des CIO übergehen. Der CIO verantwortet das 
Projekt-Porƞ olio, wobei fachspezifi sche Projekte 
in gemeinsamer Federführung mit dem zustän-
digen Ressort umgesetzt werden. Darüber hinaus 
verantwortet der CIO das IT-Porƞ olio der Verwal-
tung (run the government).

 Der CIO managt die Architektur von Bundes- und 
der föderalen IT und steuert das IT-Gesamtporƞ o-
lio. Er entwickelt gemeinsam mit den Ressorts und 
dem IT-Planungsrat ein gemeinsames Verständnis 
einer Aufgabenverteilung für die Digitalisierung 
der Verwaltung und den IT-Betrieb.

 Der CIO steuert zum einen die Bundes-IT und ko-
ordiniert zum anderen die naƟ onale bzw. föderale 
IT. Er hat das Mandat für die Standardisierung der 
Infrastrukturen, Basis- und QuerschniƩ sdienste 
und SchniƩ stellen zu Fachverfahren der Bundes-
IT. Hierfür bündelt er die IT-Nachfrage der Res-
sorts, entwickelt und beschließt übergreifende 
Standards für die IT des Bundes. Neben der Ver-
antwortung für die Bundes-IT koordiniert der CIO 
die föderale IT, nimmt das Standardisierungsman-
dat aus dem OZG wahr und die SchniƩ stellen zum 
europäischen E-Government.

 Die Ressorts idenƟ fi zieren die Digitalisierungspo-
tenziale für Aufgaben und Verwaltungsleistungen 
in ihrer Zuständigkeit, die sie dann gemeinsam 
mit der CIO-OrganisaƟ on digitalisieren. So könn-
te jedes Ressort innerhalb von einem Monat 
nach der Regierungsbildung die fünf wichƟ gsten 
Leistungen benennen, die innerhalb eines Jahres 
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bundesweit einheitlich online umgesetzt werden 
sollen und bekommt hierfür sowohl einen Pro-
jektleiter, Basiskomponenten und Methoden als 
auch eine Co-Finanzierung aus der CIO-Organisa-
Ɵ on bereitgestellt.

4.1.5 InnovaƟ on und TransformaƟ on

  Der CDO richtet InnovaƟ onslabore ein, die eng 
verzahnt sind mit naƟ onalen und internaƟ ona-
len Forschungseinrichtungen sowie forschenden 
Unternehmen und an Forschungscluster angesie-
delt werden könnten. Die InnovaƟ onslabore erar-
beiten innovaƟ ve Vorschläge und Ideen für eine 
digitale Verwaltung und entwickeln und testen 
Prototypen bis zur Projektreife. Ihr Fokus liegt auf 
InnovaƟ on und DisrupƟ on. Die InnovaƟ onslabore 
idenƟ fi zieren Potenziale für neue Wege und For-
men, öff entliche Aufgaben eff ekƟ ver und effi  zien-
ter zu erbringen.

  Sie monitoren neue Technologien, wie Blockchain, 
cyber-physische Systeme und Big Data, übertra-
gen deren Potenziale auf öff entliche Aufgaben 
und Prozesse und entwickeln in interdisziplinären 
Teams Prototypen. KonzepƟ onelle und proto-
typische Ansätze, die sich bewähren, werden zu 
Projektvorschlägen weiterentwickelt, die Fachres-
sorts und CIO für die Umsetzung vorgeschlagen 
werden. Umsetzungsprojekte gehen in das Pro-
jektporƞ olio des CIO über.

  Die InnovaƟ onslabore arbeiten eng mit den Di-
gital Hubs der WirtschaŌ  zusammen, die ebenso 
im Verantwortungsbereich des CDO sind. In den 
aktuell zwölf regionalen Digital-Hubs sind Start-
ups, WissenschaŌ , MiƩ elstand, Industrie und Ver-

Abb. 5: InnovaƟ onslabore für die Digitalisierung der Verwaltung und GesellschaŌ 

waltung zusammengeschlossen. Geplant ist, sie 
unter einer Hub-Agency zu vereinen, um für eine 
opƟ male bundesweite Vernetzung der Hubs zu 
sorgen und den Transfer von Know-how zwischen 
den Hubs zu erleichtern (Bundesministerium für 
WirtschaŌ  und Energie, 2017).

4.1.6 Betrieb und Supply
  Notwendig ist eine klare und stringente Trennung 

zwischen der Demand-OrganisaƟ on (CIO-Organi-
saƟ on und Ressort-IT-Stellen) einerseits und der 
Supply-OrganisaƟ on (IT-Dienstleister) anderer-
seits. Die IT-Stellen erheben die IT-Anforderungen 
ihrer Ressorts und der CIO bündelt die IT-Nach-
frage. Er idenƟ fi ziert Basis- und QuerschniƩ san-
forderungen und SchniƩ stellen zu Fachverfahren 
und erlässt die erforderlichen Standards. 

 Der CIO bildet die SchniƩ stelle, der die De-
mand-OrganisaƟ on koordiniert und die Supply-
OrganisaƟ on(en) (IT-Dienstleister) beaufsichƟ gt.

 Im Rahmen der Sourcing-Strategie sollte gezielt 
MarkƟ nnovaƟ on ermöglicht und genutzt wer-
den und die WertschöpfungsƟ efe öff entlicher 
IT-Dienstleister hinterfragt werden. So könnten 
beispielsweise in größerem Maße off ene SchniƩ -
stellen angeboten werden, an die private Anbie-
ter anschließen könnten, um eigene Produkte zu 
entwickeln, die sich weƩ bewerblich durchsetzen 
müssen. Ebenso sollte klarer abgegrenzt werden, 
welche Segmente des Porƞ olios tatsächlich im öf-
fentlichen Bereich erbracht werden müssen und 
welche Segmente in höherer Qualität und/oder 
zu niedrigeren Preisen von privaten Anbietern 
im WeƩ bewerb erbracht werden können. SoŌ -

wareprogrammierung ist 
keine zwingende Kern-
kompetenz der öff entli-
chen Verwaltung und die 
Konkurrenz privater und 
öff entlicher Anbieter für 
viele Produkte führt zu 
in Teilen ungünsƟ gen 
Wettbewerbssituatio-
nen. Auslagerung kann 
im Gegensatz zu Eigen-
entwicklung auch ein 
Treiber stärkerer Produk-
Ɵ sierung und Standardi-
sierung sein.
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4.2 Modelle der Steuerung von Digitalisierung und IT im 
öff entlichen Sektor

In den beiden fol-
genden Unterka-

piteln werden die 
Bausteine moderner 
IT-Steuerung auf zwei 
verschiedene Model-
le bezogen, die mit 
ihren jeweiligen Vor- 
und Nachteilen dar-
gestellt. Diese beiden 
Modelle sind nicht 
unbedingt die er-
strebenswerten Ide-
almodelle, sondern 
leiten sich aus der 
aktuellen poliƟ schen 
Diskussion her. Auf-
grund dessen wird 
beschrieben, wie ein Digitalisierungsministerium 
oder ein Chief Digital Offi  cer im Bundeskanzleramt 
sinnvoll wirken können und was bei der prakƟ schen 
Umsetzung der beiden Modelle zu beachten wäre. 
Darüber hinaus wäre eine fast unbeschränkt hohe 
Zahl weiterer Steuerungsarrangements entlang des 

KonƟ nuums von enger Koordinierung einerseits und 
keiner Koordinierung andererseits denkbar. Auch die 
KombinaƟ onsmöglichkeiten der Koordinierung von 
Digitalisierung und des IT-Einsatzes sind kaum be-
schränkt. BeispielhaŌ  sind in Abbildung 6 vier Steue-
rungsarrangements illustriert.

Abb. 6: KonƟ nuum der Koordinierung von Digitalisierung und IT-Einsatz

4.2.1 Digitalisierungs ministerium

4 Nach Medienberichten hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur ein Konzept für ein Digitalministerium ausgearbeitet (Heuzeroth, 2017). Eine Informa-
Ɵ onsfreiheitsanfrage nach dem Dokument blieb bis zum Abschluss dieser Untersuchung unbeantwortet. 

Bei den Vorschlägen für ein Digitalisierungsminis-
terium, die aktuell im poliƟ schen Raum diskuƟ ert 

werden, wird nicht weiter spezifi ziert, um welche Be-
reiche der Digitalisierung sich die neue OrganisaƟ on 
kümmern soll.4 Deshalb ist davon auszugehen, dass 
die Digitalisierung von WirtschaŌ , GesellschaŌ  und 
Verwaltung insgesamt abgedeckt werden sollen (vgl. 
u.a. Kollmann & Schmidt, 2016). Dafür spricht auch, 
dass Bundesländer, die ein Digitalisierungsministeri-
um geschaff en haben, auch die IT-Steuerung dahin 
verlagerten (siehe Kapitel 3.2.1). Ein solches Digita-
lisierungsministerium wird jedoch bei der Digitalisie-
rung der Verwaltung kaum eine größere Rolle spie-
len, wenn Digitalisierung ein Anhängsel von zwei, 
drei oder gar mehr weiteren PoliƟ kfeldern ist, wie es 
in einigen Ländern seit kurzem erprobt wird (siehe 
Kapitel 3.2.1). Es wird dann vermutlich nur die bishe-
rige IT-Steuerungseinheit absorbieren, ohne dass die 

Digitalisierung der Verwaltung insgesamt dadurch an 
Schwung gewinnt. 

Ein Digitalisierungsministerium kann für die digitale 
TransformaƟ on von Staat und Verwaltung deshalb 
nur dann größere Wirkung enƞ alten, wenn maximal 
ein weiteres PoliƟ kfeld im Titel erscheint. Denkbar 
wäre auch, dass die Digitalisierung die einzige Auf-
gabe des Digitalisierungsministeriums ist. Ein solches 
Digitalisierungsministerium könnte sich dem Thema 
dann mit voller Aufmerksamkeit und in enger Zu-
sammenarbeit mit den Fachressorts widmen.

Digitalisierungsministerium
Ein Digitalisierungsministerium kann dann Wirkung 
enƞ alten, wenn es die Digitalisierung der Verwaltung 
als gleichberechƟ gte Aufgabe eines Chief Digital Of-
fi cer neben der Digitalisierung von WirtschaŌ  und 
GesellschaŌ  sowie die IT-Steuerung der Verwaltung 
als Aufgabe des Chief InformaƟ on Offi  cer umfasst. 
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Digitalisierungsministerium
Im Rahmen einer kohärenten Digitalisierungsstrategie 
werden Digitalisierungsvorhaben abgeleitet und über-
greifend koordiniert. Innovationspotenziale werden 
systematisch identifiziert und entwickelt. Implementie-
rungsprojekte werden professionell unterstützt und auf 
Basis einer standardisierten Plattform umgesetzt.

Staatsminister für Digitalisierung
In das bestehende IT-Steuerungsarrangement wird ein 
StMin für Digitalisierung eingefügt, der Digitalisierungs-
vorhaben der Ressorts koordiniert. Für Implementie-
rungsprojekte steht den Ressorts eine standardisierte 
Plattform zur Verfügung, die sie nutzen können.

Gremiensteuerung der 
Digitalisierung
Ressort-CDOs entwickeln Digitalisierungsstrategien für 
ihre Politikfelder und stimmen Schnittstellen im Wege der 
Ressortabstimmung ab sowie im CDO Council aller 
Ressort-CDOs. Analog koordinieren die Ressort-CIOs die 
IT-Bedarfe ihrer Häuser. Im Digitalisierungskabinett 
präsentieren die Minister ihre Projekte.

Balkanisierung des Digitalen
Digitalisierung und IT-Einsatz werden nicht übergreifend 
gesteuert. Stattdessen treiben Ressorts nach Gusto die 
Digitalisierung voran, möglicherweise in unterschiedliche 
Richtungen. Schnittmengen werden ignoriert, bilateral 
ausgehandelt oder bekämpft.
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Weitere PoliƟ kfelder bergen eher die Gefahr, die po-
liƟ sche Aufmerksamkeit abzulenken. Sowohl der CIO 
als auch der CDO haben den Rang eines Staatssekre-
tärs. 

Ein solches Digitalisierungsministerium darf aller-
dings nicht jegliche Digitalisierungskompetenzen der 
übrigen Ressorts absorbieren. StaƩ dessen koordi-
niert und unterstützt der Chief Digital Offi  cer die Res-
sorts bei der Digitalisierung. Die CDO-OrganisaƟ on 
übernimmt eine MiƩ lerfunkƟ on zwischen Fachres-
sorts und den InnovaƟ onslaboren, die zum Verant-
wortungsbereich des CDO zählen. Die InnovaƟ onsla-
bore erarbeiten innovaƟ ve Vorschläge und Ideen für 
eine digitale Verwaltung und entwickeln und testen 
Prototypen bis zur Projektreife. Ihr Fokus liegt auf 
InnovaƟ on und DisrupƟ on. Die InnovaƟ onslabore 
arbeiten eng mit den Digital Hubs der WirtschaŌ  zu-
sammen, die ebenso im Verantwortungsbereich des 
CDO sind. 

Der CIO stellt die Plaƪ  orm für die digitale Verwal-
tung bereit und setzt die Digitalisierung der Ver-
waltung gemeinsam mit den Ressorts um. Hierfür 
entwickelt der CIO eine 
Enterprise-Architektur 
der Verwaltung und 
verantwortet das IT-
Porƞ olio Management 
der Verwaltung. Der 
CIO-Bereich des Digi-
talisierungsministeri-
ums entspräche eher 
einem IT-Ministerium 
(Obermeier, 2014), das 
sowohl die IT der Ver-
waltung als auch deren 
digitales Angebot ver-
antwortet. Neben der 
Verantwortung für die 
Bundes-IT koordiniert der CIO die naƟ onale IT und 
die SchniƩ stellen zum europäischen E-Government. 
Er stellt die IT-Infrastrukturen der Verwaltung bereit, 
treibt die Registervernetzung voran und nimmt das 
Standardisierungsmandat aus dem OZG wahr. Die 
CIO-OrganisaƟ on stellt den Ressorts den Koopera-
Ɵ onsbaukasten und die Projektleiter für die Umset-
zung von Digitalisierungsvorhaben für föderales E-
Government bereit. 

CDO und CIO 
sƟ mmen sich eng 
miteinander ab, 
welche Themen 
und Technologi-
en, die in den In-
novationslaboren 
erarbeitet wer-
den, Projektreife 
erlangt haben 
und in das Um-
setzungsportfolio 
des CIO übertra-
gen werden. Sie 
pfl egen darüber hinaus enge Kontakte zu Vertretern 
aus WissenschaŌ  und WirtschaŌ , indem sie sich mit 
denen austauschen.

Für ein eff ekƟ ves föderales Zusammenwirken könnte 
eine Digitalministerkonferenz eingerichtet werden, 
wie es sie bei der G20 bereits gibt, mit Pendants in 
allen Ländern. Inwieweit die übrigen zwölf Länder 
Digitalisierungsministerien mit vergleichbaren Agen-
den und Mandaten etablieren werden, ist unklar.5 

Gelingt dies nicht, bliebe dem Digitalisierungsminis-
terium im Bund die Zusammenarbeit mit den Län-
dern über den IT-Planungsrat für die Digitalisierung 
der Verwaltung.

Ein solches Digitalisierungsministerium wäre dem-
nach nur in Teilen ein klassisches Ministerium, mit 
zahlreichen Fachabteilungen, sondern eine stärker 
projektorienƟ erte OrganisaƟ on, mit agilen nachge-

Abb. 7: Obere Leitungsebene 
Digitalisierungsministerium

5 Bislang gibt es nur Baden-WürƩ emberg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein ein „X-, Y- und Digitalisierungsministerium“. Allerdings haben 
demnach vier von sieben Ländern nach einer Landtagswahl ab Januar 2016 ein solches Ministerium geschaff en. Berlin, Rheinland-Pfalz und das Saarland, in denen in diesem 
Zeitraum Landesparlamente gewählt wurden, haben keine solchen Ministerien eingerichtet.

Abb. 8: Aufgabenübersicht eines Digitalisierungsministeriums
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lagerten InnovaƟ onslaboren und Digital Hubs sowie 
dem BSI. Zudem würde es die die Aufsicht über die 
künŌ ige Anstalt öff entlichen Rechts ITZBund und 
auch Fach-DigitalisierungsorganisaƟ onen wie die 
gemaƟ k – GesellschaŌ  für TelemaƟ kanwendun-
gen der Gesundheitskarte führen. Darüber hinaus 
würden Bereiche, die aktuell Bestandteil des Bun-
desministeriums des Innern (insb. CIO-Bund) sowie 
des Bundesministeriums für WirtschaŌ  und Energie 
(insb. Digital- und InnovaƟ onspoliƟ k) Teil eines Di-
gitalisierungsministeriums. Allerdings darf bei der 
Einrichtung eines Digitalisierungsministeriums nicht 
jegliche Digitalisierungskompetenz aus den übrigen 
Ressorts absorbiert werden.

X- und Digitalisierungsministerium
Wird das Digitalisierungsministerium mit einem wei-
teren PoliƟ kfeld zusammengeführt, sind mehrere 
KonstellaƟ onen denkbar, die beispielhaŌ  in Tabelle 
4 abgebildet sind. 

Naheliegend ist die KombinaƟ on mit dem Innenres-
sort, dem bereits heute der Bundes-CIO zugeordnet 
ist, in einem Ministerium des Innern und für Digita-
lisierung. Die CIO-OrganisaƟ on würde hier lediglich 
um die im vorangegangenen Unterkapitel skizzierten 
Aufgabenbereiche ergänzt. Dies bietet sich insbe-
sondere für die Digitalisierung der Verwaltung auf-
grund des engen Zusammenhangs zu den Themen 
Verwaltungsmodernisierung, OrganisaƟ on und Per-
sonal sowie IT-Sicherheit und Datenschutz an. Die-
se Entwicklung ließe sich als evoluƟ onäres Szenario 
bezeichnen. 

Eine weitere KombinaƟ onsmög-
lichkeit wäre in einem Ministerium 
der Finanzen und Digitalisierung 
denkbar. Die KompaƟ bilität der 
CIO-Rolle im Finanzministerium ist 
in mehreren Ländern erprobt und 
bietet sich aufgrund der engen 
Anbindung an den Haushalt an. 
Darüber hinaus wurde der CDO in 
Dänemark dem Finanzministerium 
zugeordnet und scheint sich dort 
zu bewähren.

Neben einer Zuordnung zu je-
dem anderen Ressort, wäre auch 
die AuŌ eilung auf zwei Ressorts 
möglich, zwischen denen die The-

men abgegrenzt werden. Eine Möglichkeit hierbei 
wäre die Abgrenzung zwischen Digitalisierung der 
WirtschaŌ  einerseits und Digitalisierung der Ge-
sellschaŌ  andererseits. Dies wird jedoch kaum frik-
Ɵ onsfrei möglich sein und könnte bei Themen wie 
Datenschutz und Internethandel zu gegensätzlichen 
Interessen und widersprüchlichen Maßnahmen füh-
ren. Zudem wäre die Digitalisierung der Verwaltung 
nicht eindeuƟ g besetzt und off en, ob es nunmehr 
zwei Bundes-CIOs gäbe. Auch wäre die Zahl der 
SchniƩ stellen zu den anderen Ressorts und den Län-
dern dupliziert, weshalb eine solche AuŌ eilung eher 
schädlich wäre. Auch sollte ein Digitalisierungsminis-
terium nicht aus koaliƟ onsarithmeƟ schen oder sons-
Ɵ gen Überlegungen mit einem eher wesensfremden 
Ressort mit zahlreichen weiteren PoliƟ kfeldern kom-
biniert werden. Grundsätzliche Vorbehalte gegen 
ein X- und Digitalisierungsministerium sind, dass der 
Minister sich nicht mit voller Aufmerksamkeit der 
Digitalisierung widmen kann und das Fachthema 
(„X-„) eher den größeren Teil der Aufmerksamkeit 
absorbieren dürŌ e. Ein Digitalisierungsminister, des-
sen ausschließliche Aufmerksamkeit auf die Digitali-
sierung gerichtet ist, müsste hingegen im Spiel der 
KoaliƟ onäre und Ressorts Erfolge für die Digitalisie-
rung erkämpfen. Darüber hinaus würde ein X- und 
Digitalisierungsministerium aus der PerspekƟ ve der 
übrigen Ressorts primär als X-Ministerium wahrge-
nommen, das sich als fremdes Fachressort in die 
eigenen Belange einmischt, wobei dies – zumindest 
in abgeschwächter Form – auch für ein reines Digita-
lisierungsministerium gelten dürŌ e.

Tab. 4: PoliƟ kfeld-KombinaƟ onen eines Ministerium für X- und Digitalisierung

Ministerium für X 
und Digitalisierung

Begründungszusammenhang

Finanzen Enge Anbindung an den Haushalt; posiƟ ve Digitalisie-
rungsvorhaben als Keimzelle (insb. Elster, Atlas); Ressort-
konstellaƟ on in Bundesländern und erfolgreichen EU- 
Mitgliedstaaten erprobt (u.a. in Dänemark)

Inneres Enger Zusammenhang mit Verwaltungsmodernisierung, 
OrganisaƟ on und Personal sowie IT-Sicherheit und Daten-
schutz

WirtschaŌ  & 
Familie

WirtschaŌ : Klare Ausrichtung auf wirtschaŌ sorienƟ ertes 
E-Government; InnovaƟ onspotenziale der IT-WirtschaŌ , 
Digital Hubs und BürokraƟ eabbau

Familie: Ressort, das in der auslaufenden Legislaturperio-
de unter den Fachministerien eine Führungsrolle bei der 
Digitalisierung einnimmt und die Digitalisierung auf den 
gesamten Bürger-Bereich ausweiten könnte
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6 Nur im Bundeskanzleramt müssen parlamentarische Staatssekretäre keine Abgeordneten des Deutschen Bundestages sein (§ 1 ParlStG). Allerdings sind alle drei aktuellen 
Staatsminister Bundestagsabgeordnete und der letzte parlamentarische Staatssekretär im Bundeskanzleramt, der kein Bundestagsabgeordneter war, ist die Kulturstaatsminis-
terin a.D. ChrisƟ na Weiss, die 2005 aus dem Amt schied (Deutscher Bundestag, 2017).

4.2.2 Staatsminister für Digitalisierung

Aufgrund des QuerschniƩ scharakters befassen 
sich alle Ressorts mit der Digitalisierung, beob-

achten und regulieren, wie die Digitalisierung das 
jeweils eigene PoliƟ kfeld verändert, und versuchen, 
die Chancen der Digitalisierung zu nutzen, um die 
Effi  zienz und Eff ekƟ vität der eigenen Programme 
sowie der eigenen Aufgabenerbringung zu erhöhen. 
Dabei sind die konkreten Fragen häufi g fachspezi-
fi sch in den einzelnen PoliƟ kfeldern mit ihren jeweili-
gen Ökosystemen zu beantworten: Nach dieser Logik 
müssen die Chancen der Digitalisierung in der Pfl ege, 
u.a. für eine größere Eigenständigkeit und Mobilität 
im Alter, auf andere Art, von anderen Akteuren und 
nach anderen Regeln genutzt werden, als im Bereich 
Smart Farming. Demnach muss die Digitalisierung 
von den Fachressorts vorangetrieben werden, wobei 
übergreifende Fragen, u.a. nach dem IdenƟ tätsnach-
weis im Internet, welche Kartensysteme eingesetzt 
werden und wie der Datenschutz weiterentwickelt 
wird, koordiniert und geklärt werden. Eine solche 
KoordinaƟ on und Unterstützung könnte ein Chief Di-
gital Offi  cer als Staatsminister leisten.

In der poliƟ schen Diskussion wird ein Staatsminister 
für Digitalisierung aktuell vorrangig im Bundeskanz-
leramt gefordert. Staatsminister kann es grundsätz-
lich in allen Ressorts geben (§ 8 ParlStG), wobei sie 
eher im Bundeskanzleramt und im AuswärƟ gen Amt 
üblich sind. Das genaue Aufgabenspektrum eines 
solchen Staatsministers für Digitalisierung ist nicht 
näher spezifi ziert, aber es ist davon auszugehen, 
dass ein Chief Digital Offi  cer die Digitalisierung von 
WirtschaŌ , GesellschaŌ  und Verwaltung insgesamt 
vorantreiben und koordinieren soll. Staatsminister 
als parlamentarische Staatssekretäre sind weniger in 
die Arbeit der Ministerialverwaltung eingebunden, 
als beamtete Staatssekretäre (Groß & Bohnefeld, 
2010). Sie sind in der Regel Bundestagsabgeordne-
te6, die der Regierung „beigegeben“ (§ 1 ParlStG) 
werden. Nur in wenigen Ausnahmefällen – beispiels-
weise der Kulturstaatsministerin – verfügen sie über 
einen nennenswerten organisatorischen Unterbau 
und erzielen größere poliƟ sche Wirkung (Groß & 
Bohnefeld, 2010; Rausch & Oberreuter, 1973). Dies 
ist aber für einen Staatsminister für Digitalisierung 
notwendig. Deshalb könnte der Chief Digital Offi  cer 
im Bundeskanzleramt ebenso gut beamteter Staats-
sekretär sein. Sofern der CDO nicht dem Bundes-
kanzleramt zugeordnet wird, sondern einem ande-

ren Ressort, sollte er sogar kein Staatsminister sein, 
sondern ein beamteter Staatssekretär. Besser noch 
wäre es, den Chief Digital Offi  cer – unabhängig da-
von, ob im Bundeskanzleramt oder in einem ande-
ren Ressort – zum Bundesminister für besondere 
Aufgaben zu ernennen. Dies würde einen Platz am 
KabineƩ sƟ sch sicherstellen und die ausreichende 
Kapazität und Einbindung in die ExekuƟ ve, da der 
CDO keine Teilzeit-Rolle mit RepräsentaƟ onscharak-
ter sein sollte.

In den folgenden beiden Unterkapiteln wird aufge-
zeigt, wie ein Chief Digital Offi  cer im Bundeskanzler-
amt oder einem Fachressort sinnsƟ Ō end für die Di-
gitalisierung der Verwaltung wirken kann, wenn der 
CIO in einem anderen Ressort verortet ist. Bei diesen 
Modellüberlegungen wird davon ausgegangen, dass 
die CIO-Rolle weitestgehend in der aktuellen Ausge-
staltung fortbesteht und in einem Fachministerium 
verbleibt. Sie wird deshalb im Weiteren nicht näher 
betrachtet. Eine Personalunion aus CIO und CDO 
scheint – zumindest auf Bundesebene – aus Kapazi-
tätsgründen nur schwer leistbar, zumal sich die Rol-
len – CDO Enabler, Treiber und Promotor, während 
der CIO eine stärker steuernde FunkƟ on mit stärke-
ren Eingriff smöglichkeiten hat – potenziell gegensei-
Ɵ g beeinträchƟ gen könnten.

Chief Digital Offi  cer im Bundeskanzleramt
Ein Chief Digital Offi  cer im Bundeskanzleramt als 
Staatssekretär, Staatsminister oder Bundesminister 
für besondere Aufgaben muss sich mit voller zeitli-
cher Kapazität und einem geeigneten organisatori-
schen Unterbau der Digitalisierung widmen. Ist dies 
nicht erfüllt, wird er kaum nennenswerte InnovaƟ -
onsimpulse geben, eine gesamtstaatliche Digitalisie-
rungsstrategie für WirtschaŌ , GesellschaŌ  und Ver-
waltung erarbeiten und deren Umsetzung zwischen 
den Ressorts koordinieren können. Diese FunkƟ on 
könnte er erfüllen, wenn unter seiner Leitung die 
wichƟ gsten Bereiche für DigitalpoliƟ k (u.a. Daten-
schutz) und Kapazitäten für die Koordinierung von 
Digitalisierungsvorhaben der Ressorts sind sowie die 
InnovaƟ onslabore und Digital Hubs nachgeordnet 
sind.

Das Bundeskanzleramt ist für die Koordinierung 
der Digitalisierungsvorhaben der Ressorts aufgrund 
seiner Richtlinienkompetenz (Fleischer, 2011) und 
seiner OrganisaƟ onsstruktur grundsätzlich gut ge-
eignet, weil es eine der Kernaufgaben des Bundes-
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kanzleramtes ist, „die Arbeiten der Bundesminis-
terien zu koordinieren“ (Müller-Rommel & Pieper, 
1991). Allerdings wäre zu klären, ob diese Koordi-
naƟ on über die bestehenden Spiegelreferate (Kö-
nig, 1989) des Bundeskanzleramts erfolgt oder für 
Digitalisierung eine Parallelstruktur im Bereich des 
CDO aufgebaut würde. Die Spiegelreferate bilden in 
etwa die Ressortstruktur ab, wobei größere Ressorts 
sogar von mehreren Referaten gespiegelt werden 
(Knoll, 2010). In diesen Spiegelreferaten könnten zu-
sätzliche Kapazitäten für die KoordinaƟ on der Digita-
lisierungsvorhaben der Ressorts aufgebaut werden 
oder alternaƟ v eine separate OrganisaƟ onseinheit 
dafür geschaff en werden. Zudem ist im Verantwor-
tungsbereich des CDO eine OrganisaƟ onseinheit für 
die gesamtstaatliche Digitalisierungsstrategie. Die 
InnovaƟ onslabore und die Hub Agency mit den Di-
gital Hubs sind nachgeordnete Bereiche. Ein sepa-
rater Staatsminister für BürokraƟ eabbau scheint in 
diesem Arrangement nicht mehr notwendig. Dessen 
Aufgabenporƞ olio geht zum CDO über, der allerdings 
eine signifi kant höhere personelle und budgetäre 
AusstaƩ ung benöƟ gt, um größere Wirkung zu erzie-
len. Zudem verantwortet der CDO das ressortüber-
greifende Digitalisierungsbudget.

Ein in dieser Form aufgestellter Chief Digital Offi  cer 
koordiniert und unterstützt die Ressorts bei der Di-
gitalisierung. Die CDO-OrganisaƟ on übernimmt eine 
MiƩ lerfunkƟ on zwischen Fachressorts und den In-

novaƟ onslaboren, die innovaƟ ve Ideen und 
Vorschläge für eine digitale Verwaltung er-
arbeiten, Prototypen entwickeln und bis zur 
Projektreife testen. Ihr Fokus liegt auf Inno-
vaƟ on und DisrupƟ on. Die InnovaƟ onslabore 
arbeiten eng mit den Digital Hubs der Wirt-
schaŌ  zusammen, die ebenso im Verantwor-
tungsbereich des CDO sind.

Chief Digital Offi  cer in einem Fachressort
Ein Chief Digital Offi  cer könnte alternaƟ v ei-
nem Fachressort zugeordnet werden, dem 
nicht der CIO angehört. Auch dort könnte 
er nicht nur den Rang eines Staatssekretärs 
haben, sondern wäre zusätzlich als Bundes-
minister für besondere Aufgaben denkbar, 

um den Einfl uss am KabineƩ sƟ sch zu sichern. Zwar 
haƩ en dieses Amt in der Geschichte der Bundesre-
publik größtenteils die Chefs des Bundeskanzleramts 
inne; allerdings gab es zuletzt in der Zeit der Wieder-
vereinigung Bundesminister für besondere Aufgaben 
auch außerhalb des Bundeskanzleramtes (Vorbeck, 
1991). Der CDO in einem Fachministerium sollte kein 
Staatsminister sein, da parlamentarische Staatsse-
kretäre außer im Bundeskanzleramt Bundestagsab-
geordnete sind, die im Ministerium über keinen ad-
ministraƟ ven Unterbau verfügen. 

Der CDO im Fachressort würde dort ebenso die Di-
gitalisierungsstrategie und -poliƟ k sowie die Inno-
vaƟ onslabore und Digital Hubs verantworten, häƩ e 
allerdings nicht die WirkungskraŌ  und Richtlinien-
kompetenz des Bundeskanzleramts im Rücken. Zu-
dem müssten CDO und CIO die Digitalisierung der 
Verwaltung über die Grenze zwischen zwei Fachres-
sorts hinweg und gemeinsam zwischen allen Res-
sorts koordinieren, was zahlreiche SchniƩ stellen zur 
Folge hat.

Für die Ressortzuordnung sind mehrere KonstellaƟ -
onen denkbar. Geeignet erscheinen – unter der Prä-
misse, dass der CIO im Innenressort verbleibt – ein 
CDO im Finanz- oder WirtschaŌ sministerium. Insbe-
sondere das WirtschaŌ sministerium, mit der engen 
Anbindung an die deutsche WirtschaŌ  und den Digi-
tal Hubs, scheint hierfür naheliegend.

Abb. 9: Aufgabenübersicht eines CDO im Bundeskanzleramt
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4.3 Zusammenfassende Einschätzung

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass bei-
de Modelle – das Digitalministerium sowie der 

Staatsminister – grundsätzlich geeignet sein kön-
nen, um die Digitalisierung von WirtschaŌ , Gesell-
schaŌ  und Verwaltung insgesamt zu steuern und zu 
koordinieren. Neben strukturellen Merkmalen, die 
dabei jeweils zu beachten sind, sind eher die Ab-
sƟ mmungs- und Steuerungsprozesse bedeutsam. 
Beide Modelle weisen gewisse Vorzüge auf, haben 
gleichzeiƟ g aber auch Nachteile: So verschaŏ   ein 
Digitalisierungsministerium dem Thema ministeria-
le Aufmerksamkeit, legt eine enge Achse zwischen 
CDO und CIO für eine abgesƟ mmte Digitalisierungs-
poliƟ k an sowie eine einzige SchniƩ stelle zwischen 
einem Ministerium als Ansprechpartner der Fach-

ressorts für Digitalisierung. Andererseits muss es als 
„normales“ Ministerium eine Verständigung mit den 
anderen Ressorts erzielen. Ein Chief Digital Offi  cer 
im Bundeskanzleramt verfügt hingegen bei Bedarf 
über die Richtlinienkompetenz des Hauses und die 
eingeübten Strukturen der RessortkoordinaƟ on des 
Bundeskanzleramtes. Allerdings muss einem CDO im 
Bundeskanzleramt der für das Haus eher untypische 
administraƟ ve Unterbau mitgegeben werden, um 
tatsächlich Wirkung enƞ alten zu können. Von den 
betrachteten Modellvarianten ist die AuŌ eilung des 
CDO und des CIO auf zwei Fachressorts am kriƟ schs-
ten zu sehen. Dem Thema mangelt es damit voraus-
sichtlich an poliƟ scher Priorität, verbindlicher Durch-
setzungskraŌ  und notwendiger KoordinaƟ on.

Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?
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Die Digitalisierung verändert wesentliche Prozesse 
und Strukturen in WirtschaŌ , GesellschaŌ  und 

Verwaltung und betriŏ   alle PoliƟ kfelder. PoliƟ k und 
Verwaltung treiben die Fragen um, welche rechtli-
chen, programmaƟ schen und invesƟ ven Maßnah-
men notwendig sind, um die Chancen der Digitali-
sierung zu nutzen und in welchen Arrangements die 
Maßnahmen koordiniert und gesteuert werden kön-
nen. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass 
weder die CIO-Rolle noch die überkommenen Me-
chanismen der RessortkoordinaƟ on ohne weiteres 
geeignet sind, damit umzugehen. Im Rahmen dieser 
Studie wurde aufgezeigt, wie die beiden aktuell am 
intensivsten diskuƟ erten Modelle – ein Digitalisie-
rungsministerium und ein Staatsminister für Digita-
lisierung – wirksam ausgestaltet werden können und 
was bei der Gestaltung zu bedenken ist. Dabei zeigte 
sich, dass mehrere Gestaltungsmerkmale modellun-
abhängig sowohl im Rahmen eines Digitalisierungs-
ministeriums als auch mit einem Staatsminister für 
Digitalisierung umgesetzt werden können.

Unabhängig davon, ob  ein Digitalisierungsministeri-
um geschaff en oder ein Staatsminister für Digitalisie-
rung eingesetzt wird, wird der Bedarf für einen Chief 
Digital Offi  cer deutlich, der sich der digitalen Trans-
formaƟ on der Verwaltung mit gleichem Stellenwert 
neben der Digitalisierung von WirtschaŌ  und Gesell-
schaŌ  annimmt. Hierfür braucht der CDO in seiner 
OrganisaƟ on einen eigenen Strategie-Bereich sowie 
einen Bereich für die Koordinierung der Digitalisie-
rungsvorhaben der Ressorts. Damit tatsächlich Inno-
vaƟ onen angestoßen und befördert werden können, 
wäre es zudem sinnvoll, InnovaƟ onslabore für die 
Verwaltung zu schaff en. Neben einem CDO ist wei-
terhin ein Vollzeit-Chief InformaƟ on Offi  cer notwen-
dig, wie er auf Bundesebene bereits etabliert ist, der 
die IT-Plaƪ  orm bereitstellt und weiterentwickelt so-
wie die Digitalisierung der Verwaltung umsetzt. CDO 
und CIO sind jedoch auf eine enge Zusammenarbeit 
mit den Ressorts angewiesen, da die Verwaltung den 
digitalen Wandel nur gemeinsam mit allen Behörden 
ressort- und ebenenübergreifend bewälƟ gen kann. 
Demnach sollten nicht jegliche Digitalisierungskom-
petenzen aus den Ressorts herausgelöst, sondern 
das richƟ ge Maß von KoordinaƟ on und Unterstüt-
zung ermöglicht werden. Ein eigenständiger Bereich 
in jedem Ressort kann die Fachbereiche des eigenen 
Hauses inhaltlich abholen, indem er bspw. die fachli-
che Übersetzungsleistung erbringt und als Promotor 

im Haus den Wandel gestaltet. Als Gremium für die 
ressortübergreifende KoordinaƟ on des Bundes wäre 
ein KabineƩ sausschuss für Digitalisierung hilfreich. 
Auf Staatssekretärsebene koordiniert der Staatsse-
kretärsausschuss Digitale Verwaltung unter gemein-
samer Leitung von CDO und CIO die Ressortvorhaben 
und der IT-Rat des CIO den IT-Einsatz. Im Parlament 
begleitet, befeuert und kontrolliert ein federführen-
der Ausschuss für Digitalisierung die Digitalisierung 
der ExekuƟ ve. 

Ein Digitalisierungsministerium mit einem CIO sowie 
einem CDO jeweils im Rang eines Staatssekretärs 
könnte die Digitalisierung von WirtschaŌ , Gesell-
schaŌ  und Verwaltung eng koordinieren und steu-
ern. Es dürŌ e jedoch nicht jegliche Digitalisierungs-
kompetenzen der Ressorts absorbieren, da CDO und 
CIO dort weiterhin auf kompetente Partner ange-
wiesen sind. Für ein eff ekƟ ves föderales Zusammen-
wirken wäre zudem eine Digitalministerkonferenz 
förderlich. Wird das Digitalisierungsministerium mit 
einem weiteren PoliƟ kfeld zusammengeführt (X- und 
Digitalisierungsministerium), sind mehrere Konstel-
laƟ onen denkbar. Naheliegend ist die KombinaƟ on 
mit dem Innenressort, wobei auch die Zuordnung zu 
einem Ministerium der Finanzen und Digitalisierung 
Vorzüge hat. Ein Digitalisierungsministerium sollte 
jedoch nicht aus koaliƟ onsarithmeƟ schen oder sons-
Ɵ gen Überlegungen mit einem eher wesensfremden 
Ressort mit zahlreichen weiteren PoliƟ kfeldern kom-
biniert werden. Generell ist zu bedenken, dass der 
Minister eines X- und Digitalisierungsministeriums 
sich nicht mit voller Aufmerksamkeit der Digitalisie-
rung widmen kann, weil das Fachthema („X-„) eher 
den größeren Teil der Aufmerksamkeit absorbieren 
dürŌ e. 

Ein Staatsminister kann die Digitalisierung von Wirt-
schaŌ , GesellschaŌ  und Verwaltung insgesamt nur 
vorantreiben und koordinieren, wenn er den dafür 
notwendigen organisatorischen Unterbau hat. Dies 
ist bei Staatsministern nicht ohne weiteres gegeben, 
da sie als parlamentarische Staatssekretäre eher 
lose in die Ministerialverwaltung eingebunden sind. 
Von Vorteil wäre daher, wenn ein CDO als beamteter 
Staatssekretär oder – besser noch – zum Bundesmi-
nister für besondere Aufgaben ernannt wird. Dies 
würde einen Platz am KabineƩ sƟ sch sicherstellen 
und die ausreichende Kapazität und Einbindung in 
die ExekuƟ ve, da der CDO keine Teilzeit-Rolle mit 

5 Zusammenfassung und Fazit
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RepräsentaƟ onscharakter sein darf. Grundsätzlich 
ist das Bundeskanzleramt für die Koordinierung 
der Digitalisierungsvorhaben der Ressorts aufgrund 
seiner Richtlinienkompetenz und seiner OrganisaƟ -
onsstruktur mit den Spiegelreferaten gut geeignet. 
Allerdings sind ein solch umfassendes Aufgaben-
porƞ olio und die dafür notwendige OrganisaƟ on im 
Bundeskanzleramt eher unüblich. Dies wäre für ei-
nen wirkungsvollen Staatsminister für Digitalisierung 
allerdings notwendig.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass beide 
Modelle – das Digitalministerium sowie der Staats-
minister –, sofern richƟ g gestaltet, grundsätzlich ge-
eignet sind, um die Digitalisierung von WirtschaŌ , 
GesellschaŌ  und Verwaltung insgesamt zu steuern 
und zu koordinieren. So verschaŏ   ein Digitalisie-
rungsministerium dem Thema ministeriale Auf-
merksamkeit, legt eine enge Achse zwischen CDO 
und CIO für eine abgesƟ mmte DigitalisierungspoliƟ k 
an und schaŏ   eine einzige SchniƩ stelle zwischen 
einem Ministerium als Ansprechpartner der Fach-
ressorts für Digitalisierung. Ein Chief Digital Offi  cer 
im Bundeskanzleramt verfügt hingegen bei Bedarf 
über die Richtlinienkompetenz des Hauses und die 

eingeübten Strukturen der RessortkoordinaƟ on des 
Bundeskanzleramtes. Allerdings muss einem CDO 
im Bundeskanzleramt der für das Haus eher untypi-
sche administraƟ ve Unterbau mitgegeben werden, 
um tatsächlich Wirkung enƞ alten zu können. Von 
den betrachteten Modellvarianten ist die AuŌ eilung 
des CDO und des CIO auf zwei Fachressorts am kri-
Ɵ schsten zu sehen. Dem Thema mangelt es damit 
voraussichtlich an poliƟ scher Priorität, verbindlicher 
DurchsetzungskraŌ  und notwendiger KoordinaƟ on. 
Ebenso scheint eine Personalunion von CDO und CIO 
auf Bundesebene nur schwer leistbar, zumal beide 
Rollen – der CDO als Enabler, Treiber und Promotor, 
der CIO mit einer stärker steuernden FunkƟ on und 
weitergehenden Eingriff smöglichkeiten – sich gegen-
seiƟ g zu sehr beeinträchƟ gen können.

Unabhängig davon, welche Modellvariante umge-
setzt wird, sollte die Strukturdiskussion kein Hemm-
nis für die möglichst schnelle Umsetzung der für die 
Digitalisierung notwendigen Programme sein. Die 
Herausforderungen der Digitalisierung und die Chan-
cen, die darin liegen, sind hoch – für die Bürger, für 
den WirtschaŌ sstandort Deutschland und auch für 
die deutsche Verwaltung. 

Digitalisierungsministerium oder Staatsminister?
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